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Der Policy Brief baut auf den Ergebnissen eines EPICO Policy
Accelerators Anfang 2026 in Berlin auf. Dieser Workshop brachte
Expertinnen und Experten sowie Entscheiderinnen und Entscheider
aus Politik, Industrie und Wissenschaft zusammen, um auf Grundlage
des Energiewende-Monitorings Handlungsempfehlungen für einen
beschleunigten Wasserstoffhochlauf zu entwickeln. 

Im Mittelpunkt standen die Rolle von Wasserstoff für ein zukunftsfestes
Energiesystem, die Bedeutung von Offshore-Netzen und
Importkorridoren in Nord- und Ostsee sowie die Beschleunigung und
bessere Koordination der Offshore-Elektrolyse mit dem allgemeinen
Offshore-Ausbau. Zudem wurden zentrale politische Instrumente wie
CfDs, grüne Leitmärkte, Grüngasquoten und De Risking-Mechanismen
diskutiert und die Frage, welche politischen Prioritäten jetzt gesetzt
werden müssen, damit Wasserstoff dort skaliert und Wirkung entfaltet,
wo er einen echten Mehrwert für die Energiewende bietet. 

Unter Einbezug von Kerstin Andreae (Vorsitzende der
Hauptgeschäftsführung BDEW) und Andreas Jung (Vorsitzender
Bundesfachausschuss Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Biodiversität 
der CDU) als externen “Challengern” entstand die Grundlage dieser
Wasserstoff-Agenda, die Systemeffizienz, Versorgungssicherheit und
industrielle Wettbewerbsfähigkeit miteinander verbindet. EPICO dankt
allen Teilnehmenden des Policy Accelerators für deren engagierte,
konstruktive und innovative Beiträge. 

A N M E R K U N G

ANMERKUNG 3



EXECUTIVE SUMMARY 4

E X E C U T I V E  S U M M A R Y

Europa hat sich früh das Ziel gesetzt, beim Wasserstoff weltweit eine
Führungsrolle einzunehmen. Doch während ambitionierte Strategien
und regulatorische Vorgaben entstanden sind, bleibt der Aufbau 
eines funktionierenden Marktes deutlich hinter den Erwartungen
zurück: zentrale Investitionsentscheidungen bleiben aus, Ziele werden
unrealistisch, die Unsicherheit ist groß. 

Auch wenn die strategische Vorleistung der letzten Jahre nicht
unterschätzt werden darf, ist die Lücke zwischen Ambitionen und
Umsetzungsrealität mehr als ein vorübergehendes Anlaufproblem:
Bleiben Investitionen weiter aus, droht aus dem regulatorischen
Vorsprung ein industriepolitischer Nachteil zu werden – und ein Risiko
für die Wettbewerbsfähigkeit, Resilienz und strategische Souveränität
Europas. 

Während Europa noch um wirksame Hochlaufinstrumente und
praktikable Regeln ringt, treiben andere Regionen – allen voran China 
– den Wasserstoffhochlauf als strategisches Industrieprojekt mit hoher 
Geschwindigkeit voran. Gelingt es nicht, den Hochlauf auch bei uns
rechtzeitig zu beschleunigen, droht die Wiederholung eines bekannten
Musters: Europa schafft regulatorisch Nachfrage, die industrielle
Wertschöpfung entsteht jedoch anderswo. 

Dieser Policy Brief analysiert den stockenden Wasserstoffhochlauf in
Deutschland und Europa und führt die Ursachen auf drei strukturelle
Engpässe zurück: ein Regulierungsrahmen, der Investitionen unnötig
erschwert, das unzureichend aufgelöste Koordinationsversagen
zwischen Angebot, Nachfrage und Infrastruktur sowie die zu große
Kostenlücke gegenüber fossilen Alternativen. Solange diese Engpässe
nicht gezielt adressiert werden, bleiben selbst politisch priorisierte
Projekte in der Warteschleife. 

Gleichzeitig verengt sich das Zeitfenster für wirksames politisches
Handeln. Denn in zentralen Industrien wie Stahl und Chemie 
stehen Investitionsentscheidungen an, die Kostenstrukturen 
und Emissionspfade für Jahrzehnte festlegen. Ohne tragfähige 



Geschäftsmodelle drohen fossile Lock-ins, steigende Transfor-
mationskosten und neue energiepolitische Abhängigkeiten. Soll
erneuerbarer Wasserstoff in den 2030er Jahren in ausreichender
Menge skalieren, müssen diese Engpässe zeitnah aufgelöst werden. 

Eine echte Alternative zum Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft hat
Deutschland nicht. In zentralen Anwendungsfeldern bleibt Wasserstoff
nach heutigem Kenntnisstand unverzichtbar – für das Erreichen 
der Klimaziele ebenso wie aus Resilienz- und Wettbewerbsgründen.
Gleichzeitig wird erneuerbarer Wasserstoff teurer, knapper und 
später verfügbar sein als ursprünglich erhofft. Diese doppelte Realität
erfordert klare Prioritäten und eine gezielte Fokussierung öffentlicher
Mittel auf Anwendungen mit dem größten strategischen Mehrwert. 

Eine enge europäische Koordination sowie die Kombination von
heimischer Produktion, europäischer Vernetzung und strategisch
diversifizierter internationalen Partnerschaften sind Voraussetzung
für einen erfolgreichen Hochlauf. Bei alledem kommt Deutschland
eine Schlüsselrolle zu: Mit der größten Nachfrage, der zentralen
Lage, dem Wasserstoffkernnetz sowie Nord- und Ostsee als euro-
päische Energie- und Molekülräume ist Deutschland der natürliche
Anker eines europäischen Wasserstoffmarktes. Dennoch nimmt 
die Bundesregierung in ihrem bisherigen Handeln diese Rolle nicht
ausreichend wahr. 

EPICO empfiehlt daher ein gezieltes Nachjustieren der
Wasserstoffagenda entlang von drei Leitlinien: 

(1) Europäische Führungsrolle stärken und Regulierung praxistauglich
machen. Deutschland muss als Taktgeber in einer europäischen
Wasserstoffallianz vorangehen, Wasserstoff als industrie und
sicherheitspolitische Schlüsseltechnologie einordnen und den
regulatorischen Rahmen investitionsfreundlich ausgestalten. 

(2) Nachfrage, Infrastruktur und Produktion systemdienlich und
europäisch verzahnen. Neben gezielten Nachfrageimpulsen in den für
Wasserstoff relevantesten Sektoren sollte die Bundesregierung einen
stärkeren Fokus auf die Systemdienlichkeit und Integration von
Wasserstoff in das europäische Energiesystem legen. 

Leitlinien für die weitere Ausgestaltung des GModG 5



(3) Investitionen absichern und die Kostenlücke gezielt schließen.
Entscheidend sind mehr regulatorische Verlässlichkeit durch einen 
verbindlichen CO  ₂Preisrahmen, gezieltes De Risking von Investitionen 2

und eine konsequente Fokussierung der OPEX-Förderung auf
Anwendungen mit dem größten klima- und industriepolitischen Hebel. 

Diese Empfehlungen sollten zeitnah im neu konstituierten Nationalen
Wasserstoffrat (NWR) diskutiert werden. 

Ein realistischer Blick auf den bisherigen Hochlauf darf weder 
zu politischer Lähmung noch zu hoffnungsvollem Abwarten
führen, sondern muss Ausgangspunkt für ein pragmatisches,
aber entschlossenes Nachjustieren der Wasserstoffpolitik in der
verbleibenden Legislaturperiode sein.

Leitlinien für die weitere Ausgestaltung des GModG 6
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1. Wasserstoff als strategische Standortfrage 8

Die Eskalationen im Nahen Osten und 
ihre Auswirkungen auf die internationalen
Energiemärkte haben uns einmal mehr vor
Augen geführt, dass Deutschland und Europa
gegenüber Exporteuren fossiler Energie sowie
gegenüber konflikt- und krisenbedingten
Preisschocks strategisch verwundbar sind. 
Der Umstieg auf erneuerbare Energien ist
daher längst kein reines Klimaprojekt mehr. 
Er ist zu einer industrie-, sicherheits- und
energiepolitischen Standortfrage geworden. 

Technologiepfade für Jahrzehnte festlegen.
Diese Entscheidungen hängen maßgeblich
davon ab, ob Wasserstoff rechtzeitig ver-
fügbar sein wird, zu welchem Preis und wie
verlässlich die Regulierung ist. Wenn die
politischen Rahmenbedingungen erst in 
den 2030er Jahren hinreichend klar werden, ist
es für viele Investitionsentscheidungen bereits
zu spät und es drohen fossile Lock ins,
steigende Transformationskosten und neue
energiepolitische Abhängigkeiten. Vor allem
aber drohen ein Verfehlen der Klimaziele, ein
Abwandern industrieller Wertschöpfung und
verpasste Resilienzgewinne. 

Das gilt auch und insbesondere für die
Wasserstofftechnologie, die dort unver-
zichtbar ist, wo es keine realistischen
Alternativen zur direkten Elektrifizierung gibt.
Die Investitionsstarre zu überwinden und den
europäischen Wasserstoffhochlauf, also die
Skalierung eines liquiden Marktes inklusive 
der heimischen Erzeugung von RFNBO-
konformem, erneuerbarem Wasserstoff,  1

zu beschleunigen, ist aus mindestens 
drei Gründen strategisch notwendig: um
Abhängigkeiten in Energieversorgung und
Lieferketten zu reduzieren, industrielle
Wertschöpfung zu sichern und um den Umbau
des Energiesystems möglichst kosteneffizient
zu gestalten. 

SOUVERÄNITÄT UND RESILIENZ 

Während Europa bei den eigenen
Umsetzungszielen hinterherhinkt, treibt bei-
spielsweise China den Wasserstoffhochlauf mit
massiven industriepolitischen Subventionen
voran. Der aktuelle Fünfjahresplan verankert
grünen Wasserstoff als strategischen Baustein
chinesischer Industrie- und Energiepolitik 
(The State Council The People’s Republic of
China, 2025; UNDP, 2026). Wasserstoff wird darin
weniger als Klimaschutzinstrument ver- standen,
sondern vor allem als geopolitisches
Industrieprojekt. 

Die Lücke zwischen Ambition und Realität
beim Wasserstoffhochlauf ist mehr als ein
Umsetzungsproblem: In den kommenden
Jahren fallen zentrale Investitions-
entscheidungen, die Emissions– und 

Als Schlüsselelement der Defossilisierung
und als zukünftiges Rückgrat von indust-
rieller Produktion und Schwerlasttransport
wird die stetige, sichere und bezahlbare 

1. 
WASSERSTOFF ALS STRATEGISCHE 

S T A N D O R T F R A G E

1 Langfristiges Zielbild für das Erreichen der Transformations- und Resilienzziele und Fokus dieses Policy Briefs ist der “erneuerbare”,
RFNBO-konforme Wasserstoff. RNFBO (Rene-wable Fuels of Non-Biological Origin) bezeichnet erneuerbare Kraftstoffe wie 
Wasserstoff sowie wasserstoffbasierte Kraftstoffe wie E-Ammoniak, E-Methanol, E-Kerosin, deren Rahmenbedingungen in 
zwei Delegierten Rechtsakten der EU aus dem Februar 2023 festgelegt wurden. Wenn im Folgenden von “erneuerbarem Wasserstoff”
die Rede ist, sind Wasserstoff sowie seine Derivate im RFNBO-Sinne gemeint. 
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Versorgung mit Wasserstoff existenziell 
für den wirtschaftlichen Wohlstand hoch-
industrialisierter Regionen. Es ist daher
davon auszugehen, dass Wasserstoff mit
voranschreitender Defossilisierung der
Weltwirtschaft zunehmend zum strategi-
schen Gut wird (Deloitte, 2023). Kein Land
mit Entwicklungsanspruch wird dann an der
Wasserstofftechnologie vorbeikommen. 

WETTBEWERBSFÄHIGKEIT UND
INDUSTRIELLE WERTSCHÖPFUNG 

Das deutsche Wachstums- und Exportmodell,
das in erheblichem Maße auf günstigen fossi-
len Energieimporten beruhte, stößt strukturell
an seine Grenzen. Gleichzeitig wachsen klima-
und umweltfreundliche Technologien heute
schneller als die Industrie insgesamt: Nach
Einschätzung der International Energy Agency
(IEA) wird sich der globale Markt für Clean-Tech
bis 2035 nahezu verdreifachen und mit einem 
Volumen von rund zwei Billionen US-Dollar 
eine Größenordnung erreichen (Andrean, 
2024), die mit industriellen Leitbranchen 
wie der Automobil- oder Chemieindustrie 
vergleichbar ist. In Deutschland erzielten 
saubere Technologien 2023 rund 9 % 
der Bruttowertschöpfung und wuchsen 

Der entscheidende Unterschied zur fossilen
Importabhängigkeit liegt jedoch darin, dass
Wasserstoff auf Basis erneuerbarer Energien
prinzipiell nahezu überall auf der Welt her-
gestellt werden kann. Dadurch eröffnen 
sich neue Spielräume für sowohl heimische 
Produktion wie auch für neue Handels- und 
Kooperationspartner. Nicht zuletzt, weil die 
Risiken maritimer Energiehandelsrouten im 
Nahen Osten auch zu einem energiepolitischen seit 2010 deutlich schneller als andere 
Umdenken in Staaten geführt haben, die von
den Folgen des russischen Angriffskriegs auf
die Ukraine bisher nicht unmittelbar betroffen
waren (Harlan, 2026). 

Schlüsselindustrien (Umweltbundesamt, 2025). 

Für Deutschland als Standort für Clean-Tech-
Innovationen eröffnet der Markthochlauf 
für erneuerbaren Wasserstoff erhebliche
industrie- und außenwirtschaftliche Potenziale
– nicht zuletzt, weil die EU selbst der größte
Exportmarkt und Nachfragetreiber 
für CO -₂arme Produkte ist. Noch verfügen 2

deutsche und europäische Unternehmen in
mehreren technologisch anspruchsvollen
Teilsegmenten der Wasserstoffwirtschaft 
über starke Wettbewerbspositionen – darunter
Elektrolyseure, Speicherlösungen und
Brennstoffzellentechnik (European Commission,
2025). 

Ein europäisch integriertes Wasserstoffnetz
kann dabei zu einem zentralen Resilienzanker
des Energiesystems werden: Als Speicher- 
und Transportmedium federt Wasserstoff 
Preisschocks und wetter- oder markt-
bedingte Schwankungen ab und stärkt die
Versorgungssicherheit. Zugleich senkt eine
strategische, diversifizierte Kombination aus
heimischer Erzeugung, EU-internem Transport
und Importen die Abhängigkeit im Vergleich
zum heutigen Importmix. Da Deutschland und
Europa langfristig Nettoenergieimporteure
bleiben und global um künftige Wasser-
stofflieferungen konkurrieren, erhält der
rechtzeitige Umstieg auf erneuerbaren 
Strom und erneuerbare Moleküle eine klare
energie- und sicherheitspolitische Dimension. 

Gleichzeitig holen andere Regionen, allen 
voran China (+600% an GreenTech Patenten 
seit 2010), bei Geschwindigkeit und Skalierung
deutlich auf (Umweltbundesamt, 2025, S. 36).
Insbesondere in Technologiebereichen wie der
Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, die für 
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die Steuerung komplexer Wasserstoffanlagen
essenziell ist, hat China Deutschland bereits
auf Platz 3 verdrängt (Umweltbundesamt,
2025). 

Energien um bis zu 1,7 Milliarden Euro pro Jahr
senken kann (EPICO KlimaInnovation, 2026;
frontier economics, 2025). 

Wenn Wasserstoff- und Stromnetz – auch 
auf europäischer Ebene – integriert geplant 
und genutzt werden, lassen sich erhebliche
Kosteneffizienzpotenziale erschließen. Wird
Wasserstoff dort produziert, wo erneuerbarer
Strom besonders kostengünstig verfügbar 
ist, und dorthin transportiert, wo industrielle 
Wertschöpfung stattfindet, sinken die 
Gesamtkosten weiter – auch weil dafür in Teilen 
auf vorhandene Gasnetze zurückgegriffen 
werden kann. Fungiert Wasserstoff zugleich als 
Speicher- und Transportmedium können teure 
Stromnetzverstärkungen teilweise vermieden 
und die Systemkosten insgesamt gesenkt 
werden (EWI & BET, 2025). 

Der Draghi-Report unterstreicht, dass Europa
seine technologische Innovationskraft nur dann
in nachhaltigen industriellen Erfolg ummünzen
kann, wenn es die Skalierung der Produktion
entschlossen vorantreibt und sich wirksam
gegen asymmetrische Wettbewerbspolitik 
behaupten kann (European Commission, 
2025). Gelingt der Wasserstoffhochlauf 
nicht rechtzeitig, droht die Verlagerung von 
Skalierung und Produktion in andere Regionen 
und ein substanzieller Verlust an industrieller 
Wertschöpfung und Wettbewerbsfähigkeit für 
Deutschland und Europa. 

KOSTENEFFIZIENZ DER
ENERGIEWENDE  Zugleich wird Wasserstoff auf absehbare Zeit

vielfach ein „Zuschussgeschäft“ bleiben, da
selbst langfristig erhebliche Kostendifferenzen
zu fossilen Alternativen bestehen und 
CO -₂Preise allein diese Lücke nicht schließen 2

(FfE & EPICO, 2026, noch unveröffentlicht).
Gleichwohl ist eine Fokussierung öffentlicher
Mittel ebendort ökonomisch gerechtfertigt:
Wasserstoff und synthetische Energieträger
adressieren gerade schwer zu elektri-
fizierende Sektoren und tragen substanziell 
zur Emissionsminderung bei, auch wenn sie
überproportional hohe Vermeidungskosten
verursachen (FfE & EPICO, 2026, noch
unveröffentlicht). 

Die Zielsetzung, die Energiewende ins-
gesamt kostengünstiger auszurichten, ist 
richtig. Kosteneffizienz ist dabei nicht nur aus 
Unternehmenssicht, sondern auch volkswirt-
schaftlich entscheidend für das Gelingen auch
des Wasserstoffhochlaufs (s. auch EPICO
KlimaInnovation und Aurora Energy Research,
2025). Ein wirtschaftlich tragfähiger Hochlauf
minimiert den Förderbedarf und reduziert
langfristige Belastungen für Verbraucher und
Staat – und erreicht nur so gesellschaftliche
Akzeptanz. 

Als flexible Stromabnehmer haben
Elektrolyseure das Potenzial, überschüssige
erneuerbare Energien zu nutzen, die Netze 
zu entlasten und zugleich ihre eigene
Wirtschaftlichkeit zu verbessern. Besonders
groß sind diese Effekte bei der Kopplung von
Offshore-Elektrolyseuren mit Windparks, die
die Gesamtkosten des Ausbaus erneuerbarer 
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Die beiden jüngsten Monitoringberichte 
im Auftrag der Bundesregierung kommen
übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass 
der Wasserstoffhochlauf in Deutschland 
und Europa trotz ambitionierter Ziele bisher
deutlich hinter den Erwartungen zurückbleibt 

Strategischer Rahmen: Nationale Wasserstoffstrategie, Importstrategie,
REPowerEU und Koalitionsvertrag 

Die Nationale Wasserstoffstrategie (NWS), 2020 erstmals beschlossen und 
2023 fortgeschrieben, geht für das Jahr 2030 von einem Wasserstoffbedarf 
von 95 bis 130 TWh in Deutschland aus – dem höchsten in Europa. Bis 2030 zielt 
sie auf eine Elektrolyseleistung von mindestens 10 GW in Deutschland und auf 
die Etablierung einer vollständigen Wasserstoff Lieferkette – von Erzeugung 
über Infrastruktur bis zu Schlüsselanwendungen in Industrie, Verkehr und in der
Wärmeversorgung. Die Strategie formuliert das Ziel, Deutschland zum Leitanbieter 
für Wasserstofftechnologien zu machen und betont gleichzeitig, dass Deutschland
neben der heimischen Produktion auch auf Wasserstoffimporte setzt - konkretisiert 
in der Wasserstoffimportstrategie (2024). Bis 2030 sollen etwa 50–70% des Bedarfs
an grünem Wasserstoff über Importe gedeckt werden, wobei sowohl Pipelinetrassen
als auch maritime Routen (Schiff, ggf. Ammoniak oder Methanol Ketten) als Optionen
vorgesehen sind. 

Auf EU Ebene hat die Kommission 2020 eine Wasserstoffstrategie verabschiedet und
2022 durch den REPowerEU-Plan signifikant erweitert. Sie setzt für das Jahr 2030 das
Ziel, insgesamt 20 Millionen Tonnen erneuerbaren Wasserstoff in der EU verfügbar zu
machen, davon 10 Millionen Tonnen aus heimischer Produktion sowie auf den Import
von weiteren 10 Millionen Tonnen. Die Strategie strebt die Etablierung eines integrier-
ten Wasserstoffmarktes an – von der Erzeugung über ein europäisches Pipelinenetz
(„Hydrogen Backbone“) bis hin zur Anwendung in schwer zu dekarbonisierenden
Industriesektoren und im Schwerlastverkehr. Auch sie formuliert das Ziel, die EU zum
globalen Technologieführer für saubere Wasserstofftechnologien zu machen. Parallel
dazu werden globale Importkorridore und strategische Energiepartnerschaften 
(u. a. mit Anrainerstaaten des Mittelmeers und der Nordsee) entwickelt, um die
Versorgungssicherheit zu gewährleisten und Nachhaltigkeitsstandards für die 
gesamte Lieferkette zu definieren.

(EWI & BET, 2025; Löschel et al., 2025). Die
unabhängige Expertenkommission zum
Monitoring der Energiewende spricht ins-
besondere bei der Elektrolyseur-Installation
und der Nachfrageentwicklung gar von einem 

„Stagnieren“ (Löschel et al., 2025, S. 262). 

2. 
REALITYCHECK: WO UND WARUM 
D E R  H O C H L A U F  S T O C K T



Tatsächlich klafft zwischen politischen
Ambitionen und realer Umsetzung inzwischen
eine erhebliche Lücke. Weltweit wurden 
in den vergangenen Jahren mehr als 2300
Wasserstoffprojekte angekündigt, doch seither
wurden Projekte im Umfang von rund 11 Mio.
Tonnen Wasserstoff pro Jahr wieder abgesagt 

Die aktuelle Bundesregierung betont in ihrem Koalitionsvertrag erneut die
Notwendigkeit eines schnellen Markthochlaufs, spricht sich für pragmatischere
Regulierung, den Ausbau von Importpartnerschaften sowie eine integrierte Planung
von Infrastruktur und Kernnetz aus. Gleichzeitig unterstreicht sie den Anspruch
Deutschlands, eine führende Rolle in einer europäischen Wasserstoffinitiative
einzunehmen und die europäische Koordination zu stärken. Wie damit umgegangen
werden soll, dass angesichts des tatsächlichen Fortschritts von einem Verfehlen aller
Mengenziele aus den beiden Strategien ausgegangen werden muss (Berkel, 2026), ist
dabei noch unklar.

oder verschoben (International Energy Agency,
2025). 2025 lag der Anteil der Projekte mit 
Final Investment Decision (FID) im weltweiten
Durchschnitt unterhalb 10 % – in Europa bei
weniger als 4 %. Über vereinzelte Pilot- oder
Förderprojekte hinaus, ist die Industrie weiter-
hin zurückhaltend. 
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Abbildung 1: Ankündigungen und FIDs für Clean Hydrogen Supply Projects (2021 – 2025). 
Quelle: Deloitte Hydrogen Tracker basierend auf Angaben aus dem International Energy Agency
Global Hydrogen Review 2025. 



Auch in Deutschland mehrten sich
Projektabsagen, -verschiebungen und erste
Insolvenzen. Trotz staatlicher Fördermittel 
in Höhe von 1,3 Mrd. Euro setzte beispiels-
weise das Stahlunternehmen ArcelorMittal 
den geplanten Beginn für die Produktion 
von „grünem Stahl“ mit Verweis auf fehlende
Rentabilität aus (ArcelorMittal Europe, 2025).
Anfang 2026 sind in Deutschland 181 MW
Elektrolyseleistung in Betrieb und etwa 1,3 GW
im Bau bzw. mit FID – es wurden jedoch Pro-
jekte in einer kumulierten Größenordnung 
von beinahe 3 GW wieder abgesagt oder sind
ohne nennenswerten Fortschritt (EWI, 2026).
Das in der Nationalen Wasserstoffstrategie
vorgegebene Zielbild von 10 GW heimischer
Elektrolyseleistung bis 2030 gilt demnach
bereits als unrealistisch. 

Im Ergebnis liegen bereits heute 60% der
globalen Elektrolysekapazitäten in China (IEA,
2026). Und chinesische sowie zunehmend
indische Hersteller bieten Elektrolyseure schon
jetzt bis zu 50% günstiger an als europäische
Unternehmen (Beckert, 2026) – auch wenn die
Beweggründe für günstigere Preise teilweise 
in der Verdrängung anderer Wettbewerber
liegen dürften und unklar bleibt, ob die Preise die
tatsächlichen Kosten reflektieren. 
 
Warum werden Wasserstoffprojekte in
Deutschland und Europa trotz der politi-
schen Ambitionen nicht umgesetzt? Welche
strukturellen Hindernisse verhindern oder
verzögern FIDs? Aufbauend auf den beiden
Monitoringberichten und den Diskussionen 
im Rahmen des EPICO Policy Accelerators sehen
wir die folgenden miteinander ver- knüpften
Engpässe als zentrale Probleme für 
Investitionsentscheidungen im Kontext des 
Wasserstoffhochlaufs an: 

In anderen Regionen hingegen wird 
deutlich mehr investiert. In den USA wirkte
insbesondere der Inflation Reduction 
Act als massiver Investitionskatalysator:
Großzügige steuerliche Anreize und lang-
fristige Förderzusagen beschleunigten 
den Übergang von Projektankündigungen 
zu realen Investitionen. China wiederum 
treibt Wasserstoff als Teil einer langfristigen
staatlichen Industrie- und Machtstrategie 
im aktuellen 5–Jahresplan voran – mit
umfangreichen Subventionen, aggressiver 
Kapazitätserweiterung und dem Ziel, nicht 
nur Produktionskosten, sondern auch 
Standards und Marktbedingungen global 
zu prägen. Insgesamt belaufen sich die 
kumulierten Investitionen in Elektrolyse- und 
Wasserstoffinfrastruktur bis 2030 in China 
auf rund 33 Milliarden US-Dollar, in den USA 
auf rund 23 Milliarden und in Europa auf 19 
Milliarden (International Energy Agency, 2025). 

1. KOSTENLÜCKE: WASSERSTOFF 
BLEIBT TEUER 

Erste Hürde und Abbild vieler weiterer
Hemmnisse bleibt die bisherige Kosten-
entwicklung. Anders als ursprünglich
erwartet, wurden die Langfristprognosen 
im World Energy Outlook (WEO) der IEA 
über die Kostenentwicklung für Elektrolyse 
seit 2023 wiederholt nach oben korrigiert 
(siehe Abbildung 2). Solange der Markt-
hochlauf stockt, bleiben substanzielle 
Kostenreduktionen begrenzt. Denn 
Skaleneffekte, Lernkurven und günstigere 
Finanzierungskosten entstehen erst bei aus-
reichend hohen Produktionsvolumina.
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Aktuelle Evidenz veranschaulicht die weiter-
hin erhebliche Kostenlücke gegenüber 
fossilen Alternativen. Der Monitoringbericht
der unabhängigen Expertenkommission 
zum Monitoring der Energiewende nennt
Gestehungskosten für kontinuierlich verfüg-
baren („bandlieferfähigen“) erneuerbaren
Wasserstoff im Bereich von etwa 240–350 €/
MWh; für blauen Wasserstoff liegen sie niedri-
ger (um 120–150 €/MWh) (Löschel et al., 2025).
Dem gegenüber steht ein Großhandelsre-
ferenzpreis für Erdgas von rund 48,83 EUR/
MWh (Trading Economics, 2026; Stand 9. 
Juni 2026). Selbst unter Berücksichtigung
direkter CO  Kosten auf Basis des EU-ETS-
Preises von etwa 15 EUR/MWh  liegen die
Preise für Wasserstoff deutlich oberhalb der
Zahlungsbereitschaft der Marktakteure. 

2
2

Zentraler Kostenfaktor sind die Strompreise.
Stromkosten machen heute bis zu 75 % der
Wasserstoffgestehungskosten aus und sind
damit der zentrale Hebel für Kostensenkungen.
Während aktuelle Strompreise im Bereich 

von 80–100 €/MWh liegen, wären lang-
fristig 35–50 €/MWh erforderlich, um
Wasserstoff in die Nähe der industriellen
Zahlungsbereitschaft zu bringen (EWI & 
BET, 2025; Löschel et al., 2025). Dabei liegt 
das Strompreisniveau für energieintensive
Industrien in der EU deutlich über inter-
nationalen Vergleichswerten – etwa doppelt so
hoch wie in den USA und rund 50 % höher als 
in China (Velten et al., 2026) 

Entscheidender Treiber für die
Wettbewerbsfähigkeit von Wasserstoff
gegenüber fossilen Alternativen ist dagegen 
auch die Entwicklung des CO -₂Preises im 2

EU-Emissionshandel (EU-ETS). Mit der fort-
schreitenden Verknappung der Emissions-
zertifikate steigt der CO -₂Preis – allerdings 2

ist die konkrete Preisentwicklung mit erheb-
lichen Unsicherheiten behaftet. In einem
High-Price-Szenario (s. auch Abb. 3) führt
eine ambitionierte und zügige Reduktion 
der Emissionsbudgets zu einer raschen
Verknappung im EU-ETS und einem raschen 
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Abbildung 2: Schätzungen der Elektrolysekosten in den World Energy Outlook Reports der International 
Energy Agency (2021 – 2025). Quelle: Deloitte. 

1 Berechnung auf Basis eines EU-ETS-Preises von 76,09 EUR/tCO  ₂und eines direkten Emis-sionsfaktors für Erdgas 2
von 0,202 tCO /₂MWh; dies entspricht rund 15,37 EUR/MWh ver-miedener CO ₂-Kosten.2 2



Ansteigen des CO -₂Preises auf ein Niveau 2

von rund 300 €/t in den 2030er Jahren, mit 
Diese Annahmen sind in Abbildung 3 ver-
anschaulicht. Zwar wird erwartet, dass die 

weiteren Anstiegen auf bis zu 500 €/t bis Mitte optimierten Vollkosten von Wasserstoff in den 
der 2040er Jahre. kommenden Jahren sinken. Der Abstand zur

Zahlungsbereitschaft der Industrie bleibt aber
mit etwa 100 bis 120 Euro pro MWh hoch. Diese 
Lücke kann auch der CO -₂Preis nicht schließen.
Selbst bei deutlich höheren CO -₂Kosten von 

2

2

400 bis 500 Euro je Tonne CO  ₂(High-Price-2

Szenario) wird der Break-even von Wasserstoff 
gegenüber Erdgas erst für den Zeitraum zwi-
schen 2037 und 2045 erwartet (Heuser, 2026) 

Eine langsamere Reduktion der Emissions-
budgets oder eine schwächere Nachfrage nach
Zertifikaten – etwa infolge konjunktureller 
Entwicklungen oder technologischer 
Alternativen – führen hier zu deutlich geringe-
ren CO -₂Preisen. In diesem Fall könnten Preise 2

bis 2030 und darüber hinaus bei etwa 100 €/t
oder darunter liegen und selbst bis 2045 nur auf
rund 300 €/t ansteigen. Zum Vergleich: Gängige
Planungsannahmen, etwa im Rahmen 
des Ten-Year Network Development Plan 
(TYNDP) gehen aktuell für 2045 von deutlich 
niedrigeren CO -₂Preisen um 170 €/t aus. 2

 

– also zu einem Zeitpunkt, an dem es für viele 
Investitionsentscheidungen bereits zu spät ist.
Ohne zusätzliche Förderung und verlässliche 
CO -₂Preissignale ist daher kurzfristig kein 2

belastbarer Business Case für eine signifikante 
Marktdurchdringung zu erwarten.
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Abbildung 3: Optimierte Wasserstoff-Vollkosten und Breakeven mit Erdgas. Quelle: Grüner Wasserstoff, 
aber zu welchem Preis? Der Hydex als Kompass für Wettbewerbsfähigkeit in der Transformation,
Präsentation bei energate deep dive, 16.6.2026, Philipp Heuser, E-Bridge Consulting GmbH, Bonn.



Abbildung 4 verdichtet zwei zentrale
strukturelle Befunde zum Wasserstoffhoch-
lauf: Erstens liegt der Großteil der
Wasserstoff- und Synfuel-Anwendungen
auf der rechten, kostenpositiven Seite 
der Vermeidungskostenkurve. Sie
adressieren damit zwar gezielt schwer zu
dekarbonisierende Sektoren und stellen
rund ein Fünftel des Minderungspotenzials 

Diese grundlegende Einschätzung wird auch
von weiteren Analysen bestätigt: Wasserstoff
bleibt ein unverzichtbarer Bestandteil des
gesamten Dekarbonisierungsportfolios, er ist
aber auch sehr kostenintensiv. Unsere sektor-
übergreifende MACC -Analyse von über 120
Klimaschutzmaßnahmen zeigt beispielsweise, 

3

dass wasserstoffbasierte Lösungen in schwer
vermeidbaren Emissionsbereichen sub-
stanziell zur Dekarbonisierung beitragen und
gleichzeitig einen überproportionalen Anteil an
den Zusatzkosten verursachen (FfE & EPICO,
2026, noch unveröffentlicht).4

dar, verursachen jedoch auch über-
proportional hohe Kosten. In der Summe ist der 
Transformationsbeitrag damit unverzichtbar,
erfordert aber staatliche Unterstützung. 
Die untere Kurve verdeutlicht die Kostentreiber
hinter diesem Befund: Insbesondere 
hohe operative Kosten, stark getrieben 
durch Wasserstoffpreise, dominieren die
Wirtschaftlichkeit vieler Anwendungen. 
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3 Eine Marginal Abatement Cost Curve (MACC) ordnet Klimaschutzmaßnahmen nach ihrem Emissionsminderungspotenzial und 
den Kosten pro vermiedener Tonne CO .₂ Sie kann als Entscheidungshilfe zur Identifikation kosteneffizienter Maßnahmen dienen, 2
vereinfacht komplexe Daten in einer übersichtlichen Darstellung und unterstützt die Priorisierung von Klimapolitik. 
So zeigen unsere Berechnungen, dass Wasserstoff- und Synfuel-Maßnahmen rund 19 % zum gesamten CO -₂Minderungspotenzial 2
beitragen, aber 53% der positiven kumulierten Vermeidungskosten verursachen. Das heißt: Wasserstoff ist zwar substanziell für die
Erreichung der THG-Neutralität, aber im Vergleich zu vielen anderen Maßnahmen überproportional teuer.

4 

Abbildung 4: Marginal Abatement Cost Curve (MACC) für die EU-27 im Jahr 2050 aus zwei komplementären 
Perspektiven, die dieselbe Kurve mit zwei unterschiedlichen Klassifizierungen der Maßnahmen
darstellen. a. Maßnahmen im Bereich Wasserstoff und synthetische Kraftstoffe (Synfuels) sind
hervorgehoben. b. Kostentreiber zeigen an, ob im Vergleich zur Referenztechnologie für eine
Minderungstechnologie zusätzliche CAPEX- (Investitionskosten) oder OPEX-Kosten (Betriebskosten)
anfallen. Quelle: FfE.



Selbst bei ambitionierten CO₂ -Preisen 2

werden daher nur wenige Maßnahmen wett-
bewerbsfähig, sodass ein Markthochlauf ohne
gezielte OPEX-Förderung kaum realistisch 
ist. Vor diesem Hintergrund unterstreicht 
die Grafik, zweitens, die Notwendigkeit,
Förderinstrumente gezielt einzusetzen 
und Investitionsentscheidungen eng an
anstehende Reinvestitionszyklen – ins-
besondere in der Industrie – zu koppeln.

2. KOORDINATIONSVERSAGEN: 
 ANGEBOT, NACHFRAGE UND

INFRASTRUKTUR WACHSEN
NOCH NICHT ZUSAMMEN 

Der Wasserstoffhochlauf ist ein klassisches
Koordinationsproblem – und nach wie vor nicht
vollständig gelöst. Produktion, Infrastruktur 
und Nachfrage müssen parallel wachsen, 
sind jedoch jeweils voneinander abhängig
(„Henne-Ei-Problem“). In einem Umfeld 
hoher Investitions- und Betriebskosten sowie
anhaltender Unsicherheit ist eine abwartende
Haltung für Marktakteure rational. Das Ergebnis
ist kollektive Investitionszurückhaltung, der
Markt skaliert nicht aus eigener Kraft (Löschel
et al., 2025). Hier ist der Staat als Koordinator
gefragt. 

Entgegen der zwischenzeitlichen Euphorie 
wird es wahrscheinlicher, dass nicht „mehr
Wasserstoff“, sondern „weniger, gezielter 
und teurer abgesicherter Wasserstoff“ 
die realistischere Übergangslösung sein könnte.
Wasserstoff sollte daher nicht als
Standardlösung, sondern als spezialisiertes
Instrument für Prozesse verstanden werden, in
denen andere Dekarbonisierungsalternativen
fehlen. Für heutige Investitionsentscheidungen
folgt daraus dreierlei: Erstens, ein ver-
lässlich ansteigender, hoher CO  ₂Preis ist 2

Grundvoraussetzung für die perspektivische
Wirtschaftlichkeit von Wasserstoff. Zu den hohen
Anfangsinvestitionskosten (CAPEX) kommen
anhaltend hohe Betriebskosten (OPEX). Weil der
CO  Preis allein diese Kostenlücke nicht
schließen wird, ist neben kurzfristiger
Anschubfinanzierung auch 

2

gezielte OPEX Unterstützung notwendig. 
Um den Fördermitteleinsatz hierbei möglichst
begrenzt zu halten, muss Politik, drittens,
Priorisierungsentscheidungen treffen. 

Unzureichende und fragmentierte
Nachfrageentwicklung 
 
Die bisherige nationale und europäische 
Nachfragepolitik zeigt vor allem, dass Quoten
zwar Erwartungen stabilisieren helfen, allein
aber noch keinen Markt und auch keine hin-
reichende Breitenwirkung schaffen. Mit der
THG Quote (und der RFNBO-Unterquote) im
Verkehrssektor wurde erstmals ein langfristiger
Nachfra-gepfad für erneuerbaren Wasserstoff
und seine Derivate definiert, was die Pla-
nungssicherheit für potenzielle Anbieter und
Investoren erhöht.  Jedoch adressiert die 5

THG Quote primär den straßengebundenen
Verkehr und entfaltet daher nur begrenzte
Wirkung für den Luft- und Schiffsverkehr, in
denen eine vollständige Elektrifizierung derzeit
keine realistische Option ist und der Bedarf an
Wasserstoff entsprechend höher. 
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5 Die Grüngasquote mit Bio-Treppe im Gebäudemodernisierungsgesetz könnte die Nachfrageerwartungen erneut nach oben verschieben,
auch wenn eine relevante Wasserstoffnachfrage hier eher unwahrscheinlich bleibt, solange mit Biomethan eine deutlich kostengünstigere
Alternative zur Wasserstoffbeimischung existiert (EPICO KlimaInnovation und frontier economics, 2026). 



Für den Luftverkehr definiert wiederum 
die EU-Ebene über ReFuelEU Aviation
verbindliche Beimischungsquoten von
synthetischen Kraftstoffen (eSAF), die per-
spektivisch überwiegend auf Wasserstoff
basieren. Doch ohne den parallelen Aufbau von
Wasserstoffkapazitäten sowie einer belast-
baren Betankungsinfrastruktur an Flughäfen 
ür Transport, Speicherung und Nutzung 
bleibt auch der eSAF-Einsatz begrenzt 
(EPICO KlimaInnovation, 2024a). 

kurzfristig Zahlungsbereitschaft besteht, nicht
jedoch dorthin, wo sein klimapolitischer Nutzen
am größten ist. 
 
Infrastruktur als Engpass und
Vorleistungsproblem 
 
Auf der Infrastrukturseite ist der Aufbau des
Wasserstoff-Kernnetzes zentraler Fortschritt
und „größter Meilenstein des aktuellen
Wasserstoffhochlaufs“ (Löschel et al., 2025, 
S. 245). Noch fehlen allerdings belastbare
Geschäftsmodelle für den Netzausbau 
über das Kernnetz hinaus. Auch hier müssen 
Netzbetreiber in der Hochlaufphase erheb-
liche Vorlaufinvestitionen tätigen, die sich 
aufgrund zunächst geringer Auslastung 
kurz- bis mittelfristig nicht kostendeckend 
refinanzieren lassen. Der bestehende 
Ordnungsrahmen – insbesondere im Bereich 
der Netzentgelte – adressiert diese Risiken 
bislang nur unzureichend und setzt keine 
hinreichenden Anreize zur Vorfinanzierung 
und Risikoübernahme in der Hochlaufphase. 
In der Folge bleibt der Ausbau regionaler 
Wasserstoffnetze hinter dem Bedarf zurück 
und verstärkt den Koordinationsstillstand 
zwischen Angebot, Nachfrage und Infrastruktur. 

Entscheidend ist: Die Nachfrage nach
Wasserstoff entwickelt sich bislang weder
ausreichend verlässlich noch sektoren-
übergreifend kohärent. Außerdem werden
zentrale Anwendungsbereiche mit hohem
Dekarbonisierungspotenzial weiterhin nur 
unzureichend adressiert. Es fehlen belastbare 
Nachfrageanker jenseits von Pilotprojekten 
sowohl für grünen Stahl als auch für andere 
energieintensive Grundstoffe. Hier wurden bis-
lang weder funktionierende Leitmärkte noch 
Quoten eingeführt. Auch die regulatorischen 
Rahmenbedingungen für wasserstofffähige
Gaskraftwerke werden von Investoren als 
nicht hinreichend verbindlich bewertet
(Bundesrechnungshof, 2025). 

Im Ergebnis bleibt Wasserstoff strukturell
unternachgefragt und die Unsicherheit über
das langfristige Nachfrageprofil hoch (EPICO
KlimaInnovation und Aurora Energy Research,
2025). Das verdeutlicht auch die Spannbreite
der Prognosen: Für Deutschland reichen sie bis
2045 von rund 150 bis 650 TWh erneuerbaren
Wasserstoffs sowie von 100 bis 400 TWh für
Wasserstoffderivate wie Ammoniak (EWI & 
BET, 2025). Gleichzeitig entsteht ohne klare
politische Priorisierung ein Wettbewerb um
knappen erneuerbaren Wasserstoff. Dies birgt
das Risiko, dass Wasserstoff dorthin fließt, wo 

Gleichzeitig bleiben zentrale systemische
Potenziale bislang unzureichend er-
schlossen. Insbesondere die Nord- und 
Ostsee bieten die Möglichkeit, erneuer-
bare Erzeugung, Offshore-Elektrolyse,
Transportinfrastruktur und Speicher zu
integrieren. Derzeit fehlt jedoch eine
koordinierte Entwicklung von Offshore-
Flächenplanung, Ausschreibungsdesign,
Anbindungsinfrastruktur und Wasserstoff-
Kernnetz. Diese Fragmentierung verhindert, dass
Offshore-Wasserstoff vom Demonstrator in den
industriellen Maßstab überführt wird. 
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Unzureichende Systemintegration und
Fehlanreize im Strommarkt 
 
Eine gemeinsame europäische Perspektive auf
Pipeline- und Offshore-Korridore ist bislang
unterentwickelt. Damit bleiben Skaleneffekte,
Resilienzgewinne und Kostenvorteile eines
europäischen Wasserstoffsystems ungenutzt. 

Hinzu kommt eine bislang unzureichende
systemische Einbindung von Wasser-
stoffspeichern. Ohne ausreichende
Speicherinfrastruktur lassen sich weder
volatile erneuerbare Erzeugung effizient
integrieren noch Versorgungssicherheit und
Preisstabilität gewährleisten. Speicher sind
damit kein nachgelagerter Baustein, sondern
eine zentrale Voraussetzung für ein funktions-
fähiges Wasserstoffsystem. 
 
3. FÜHRUNGSVAKUUM UND 

Auch die Integration von Wasserstoff in 
das Stromsystem steckt noch in den Kin-
derschuhen. In der aktuellen einheitlichen
Gebotszone orientieren sich Investitions- 
und Betriebsentscheidungen an einem
bundesweiten Strompreis, der regionale
Netzengpässe und Erzeugungsschwerpunkte
nicht abbildet. Dadurch fehlen sowohl 
für Elektrolyseure als auch für potenzielle
industrielle Abnehmer klare Signale, sich in
systemisch vorteilhaften Regionen – etwa in
Stromüberschussgebieten – anzusiedeln oder
ihre Last flexibel anzupassen. 

ÜBERBORDENDE KOMPLEXITÄT:
REGULIERUNG BREMST, STATT ZU
BESCHLEUNIGEN 

Zur Kosten- und Koordinationsproblematik
kommt ein dritter Engpass hinzu: ein politisch-
regulatorischer Rahmen, der in seiner heutigen
Form zu Unsicherheit beiträgt und dadurch
Investitionen eher behindert als auslöst. 
Anders als beim Koordinationsversagen (einem
Marktversagen) wird hier die Ursache direkt 
im staatlichen Handeln gesehen. Und während
die Kostenlücke zwischen Wasserstoff und
fossilen Alternativen ökonomisch begründet ist,
wird ihre Persistenz jedoch politisch mitver-
ursacht. 

Instrumente wie das Ende 2023 eingeführte
„Nutzen statt Abregeln“ (§ 13k EnWG) können 

dieses Koordinationsdefizit bislang nicht
wirksam auflösen. Zwar adressieren sie
punktuell die Nutzung überschüssiger
erneuerbarer Erzeugung, bleiben jedoch
hinsichtlich Planbarkeit, Skalierbarkeit 
und ökonomischer Attraktivität begrenzt.
Insbesondere die fehlende Integration 
in den regulären Strommarkt sowie die 
schwer prognostizierbare Verfügbarkeit von
Abregelungsstrom schränken die Investitions-
und Betriebsentscheidungen derzeit erheblich
ein. Insgesamt bleibt die Flexibilität von 

Der aktuelle Instrumentenmix aus EU- und
nationalen Vorgaben ist derart komplex, teil-
weise widersprüchlich und mit erheblichen
Planungs- und Zertifizierungsunsicherheiten
verbunden, dass der Gesetzgeber nicht nur
administrative Lasten, sondern reale Kosten,
Projektrisiken und Finanzierungshürden erhöht.
Der Monitoringbericht konstatiert deshalb ein 

Elektrolyseuren damit weitgehend ein reaktives „Regulierungsversagen“ mit hohen und teils 
Element im System, anstatt als koordinierende
Schnittstelle zwischen Stromangebot, Netz-
infrastruktur und Wasserstoffnachfrage zu
wirken. 

systemisch unnötigen Kosten (Löschel et al.,
2025).
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Am häufigsten angeführt werdend diesbezüg-
lich die Anforderungen der EU für erneuer-
baren Wasserstoff nach den RFNBO–Kriterien
(s. auch r2b energy consulting, 2026). Die
Anforderungen an Zusätzlichkeit, zeitliche
Korrelation und geografische Herkunft des
Stroms verfolgen zwar ein klimapolitisch nach-
vollziehbares Ziel, wirken in der Hochlaufphase
jedoch vielfach investitionshemmend 
(BDEW Bundesverband der Energie- und
Wasserstoffwirtschaft e.V., 2025). Sie erhöhen
Komplexität und Kosten gerade in einer Phase,
in der Projekte noch keine Skalenvorteile 

nutzen können und Investoren auf einfache,
verlässliche Regeln angewiesen wären. Unterm
Strich entsteht ein Regulierungsregime, das
hohe Integritätsansprüche mit begrenzter
Praxistauglichkeit verbindet. 

Ein Beispiel: Nach den geltenden RFNBO-
Vorgaben gibt es neben dem Nachweis von
Zusätzlichkeit und Korrelation auch einen
gebotszonenbasierten Erfüllungspfad: 
Liegt der Anteil erneuerbarer Energien 
in einer Stromgebotszone im Vorjahr bei
mindestens 90 %, können Elektrolyseure 
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Abbildung 5: Wasserstoff-Instrumentenmix (Beispiele, keine vollständige Auflistung). 
Quelle: Frontier Economics.
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• Ausschreibungsverfahren für Elektrolyseure 
(§ 96 Nr. 9 WindSeeG) 

• Auctions-as-a-Service-Modell 
• Bundesförderung Industrie und Klimaschutz (BIK)

• Mindestquoten für erneuerbare Kraftstoffe 
(38. BImSchV / RED III) 

• Bio-Treppe im Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
• Allgemeine Grüngasquote / Grüne Leitmärkte

• Klimaschutzverträge zur Förderung der 
Dekarbonisierung energieintensiver Industrie 

• Kapazitätsauktionen im Rahmen des 
Stromversorgungssicherheitsgesetzes (SVSG)
sowie geplante separate Ausschreibungen 
für wasserstofffähige Kraftwerke.

• H Global Doppelauktionsmodell mit CfD zwischen 2
Einkaufs- und Verkaufspreis zur Förderung von 
H2₂-Importen
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dort unter erleichterten Bedingungen als
erneuerbar betrieben werden (EU-Delegated
Act 2023/1184). Eine zeitliche oder räumliche
Differenzierung dieser Vorgaben oder gar 
die generelle Absenkung auf 75 oder 80 %
würde mehr Standorte in hoch erneuerbaren
Stromsystemen erfassen und damit sofort
Investitionen erleichtern, ohne die ökologische
Integrität des Systems grundsätzlich in Frage
zu stellen. Dass sich alle 16 Bundesländer
inzwischen direkt an die EU-Kommission
gewandt haben, unterstreicht den wach-
senden Handlungsdruck und das zu lange
Zögern der Bundesregierung (Sächsisches
Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit,
Energie und Klimaschutz, 2026). 

Ein zweites Problem ist die Fragmentierung
und inkonsistente Umsetzung des
Regulierungsrahmens. Trotz Binnenmarktlogik
bleibt der europäische Wasserstoffmarkt
bislang durch nationale Unterschiede 
bei Zuständigkeiten, Zertifizierungs-
prozessen, technischen Anforderungen 
und Umsetzungsgeschwindigkeiten 
geprägt. Vielerorts sind außerdem 
zentrale Anschlussfragen noch nicht hin-
reichend geklärt – etwa bei Verteilnetzen,
Netzanschlüssen, Speicheranbindung oder
der praktischen Ausgestaltung von Tank- und
Importinfrastruktur. Wo Regelungs- und
Zuständigkeitslücken bestehen, steigen die
Risiken für Projektentwickler und Kapitalgeber.
Gerade für einen grenzüberschreitend
gedachten Hochlauf ist das problematisch: Ein
Markt, der europäisch funktionieren soll, kann
nicht dauerhaft auf national unterschiedlich
ausgestalteten Teilregimen beruhen. 

Ein drittes Element des Regulierungs-
versagens liegt in der Förder- und Genehmi-
gungsarchitektur selbst. Die bestehende 

Förderlandschaft wird von vielen Akteuren 
als unübersichtlich, redundant und zu wenig
strategisch priorisiert wahrgenommen.
Nationale und europäische Instrumente
adressieren häufig ähnliche Probleme, ohne
hinreichend aufeinander abgestimmt zu 
sein; gleichzeitig verursachen komplexe
Antrags- und Nachweisverfahren einen 
hohen Ressourcenaufwand und verlängern 
die Realisierung von Projekten. In der Summe
entsteht so ein Regulierungsumfeld, das zwar
ambitioniert ist, aber zu langsam, zu komplex
und zu inkonsistent, um privates Kapital im
nötigen Umfang zu mobilisieren. Was fehlt, ist
eine ganzheitliche Betrachtung der nationalen
und europäischen Förderlandschaft (Nationaler
Wasserstoffrat, 2025, S. 4). 

Hinzu kommt, dass politische Prioritäten und
Instrumentendesigns in der Wahrnehmung
vieler Unternehmen zu häufig angepasst 
oder nur angekündigt, aber nicht hinreichend
verlässlich umgesetzt werden. Ob wegen 
des innenpolitischen Stillstands zum Ende 
der Ampelregierung oder weil die neue
Koalition mit konkreten Maßnahmen auf sich
warten lässt – all das verstärkt Attentismus:
Unternehmen warten ab, weil sie entweder auf
klarere Rahmenbedingungen hoffen oder ihre
Investitionsentscheidung nicht auf eine als
volatil wahrgenommene Förderkulisse stützen
wollen. 

Dass die Europäische Kommission im
Rahmen von „AccelerateEU“ bereits eine
praxistauglichere Überarbeitung der
RFNBO-Vorgaben angekündigt hat, ist daher
folgerichtig. Auch das 2026 verabschiedete
Wasserstoff-Beschleunigungsgesetz 
ist vor diesem Hintergrund ein wichtiger
Schritt, weil es Genehmigungs- und
Planungsverfahren erleichtert und die 
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Wasserstoff-Lieferkette als Vorhaben von
überragendem öffentlichem Interesse stärkt
(Wasserstoffbeschleunigungsgesetz, 2026).
Gleichwohl besteht die Notwendigkeit fort, den
zugrunde liegenden Regulierungsrahmen
insgesamt praxistauglicher, kohärenter und
investitionsfreundlicher auszugestalten 
– wie auch die Bundesländer in ihrem 
Entschließungsantrag unterstrichen haben
(Bundesrat, 2026). Genau hier liegt die zentrale
Aufgabe für den Rest der Legislaturperiode –
national wie europäisch. 

Damit Wasserstoff in den 2030er Jahren
skalieren kann, ist ein gezieltes Nachjustieren
entlang weniger, aber entscheidender
Handlungsfelder nötig: Erstens müssen
Governance aktiver und Regulierung pragmati-
scher gestaltet werden, um verlorenes
Vertrauen und Planungssicherheit wiederher-
zustellen. Zweitens gilt es, Nachfrage, Angebot
und Infrastruktur gezielter industriepolitisch zu
koordinieren und die Systemintegration von
Wasserstoffanwendungen zu verbessern.
Drittens muss die zur Investitionsreife
verbleibende Kostenlücke so schnell wie
möglich geschlossen werden. 

Vorrang sollten dabei jene Maßnahmen
erhalten, die kurzfristig umsetzbar sind und
Projekten zur Innovationsreife verhelfen,
indem sie das Vertrauen in Verbindlichkeit und
Planbarkeit des Transformationspfades für
erneuerbare Moleküle bekräftigen. 

1 .  FÜHRUNG ÜBERNEHMEN, 
REGULIERUNG PRAXISTAUGLICH
MACHEN  

Mit der europaweit höchsten erwarteten
Nachfrage, dem entstehenden, grenzüber-
schreitenden Wasserstoff-Kernnetz im Herzen
Europas und einer starken Cleantech-Industrie
kommt Deutschland eine natürliche
Schlüsselrolle als Nachfragetreiber,
Infrastrukturhub und Standardsetzer zu. Diese
Rolle füllt die Bundesregierung bislang jedoch
nur unzureichend aus. Auch wenn – oder gerade
weil – viele entscheidende Hebel auf EU-Ebene
liegen, muss sich die Bundesregierung ihrer
Rolle als Taktgeber des europäischen
Wasserstoffhochlaufs bewusst werden. 
In dieser Rolle muss sie ein neues realistisches
Zielbild von Wasserstoff als industrie- und
sicherheitspolitische Schlüsseltechnologie 

Da frühere, teils überambitionierte
Zielsetzungen das Vertrauen eher geschwächt
als gestärkt haben, ist größere Flexibilität für
die kommenden Jahre durchaus angezeigt.
Unstrittig bleibt jedoch die strategische
Relevanz der Wasserstofftechnologie für
Resilienz und Souveränität. Gleichwohl wird
diese Dimension politisch bislang zu wenig
beleuchtet. Die Gründung der European
Resilience Alliance durch europäische
Unternehmen ist daher auch als direkte
Reaktion auf ein regulatorisches und
politisches Führungsvakuum zu verstehen
(European Resilience Alliance, 2026).

3. 
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

FÜR EINE BESCHLEUNIGTE
WASSERSTOFFAGENDA 
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vermitteln, nicht nur als Klimaschutzthema. Der
Grundsatz für die Hochlaufphase muss dabei
lauten: Nicht geringere Ambition, sondern mehr
Pragmatismus, mehr Priorisierung und mehr
europäische Koordination. Der regulatorische
Rahmen muss ökologische Integrität sichern,
aber zugleich so ausgestaltet sein, dass er
Investitionen ermöglicht, statt sie weiter zu
verzögern. 

Prioritäre Maßnahmen 

Eine handlungsfähige europäische
Wasserstoffallianz aufbauen. Die
Bundesregierung sollte gemeinsam mit
anderen Mitgliedstaaten sowie Vertretern
aus Industrie, Wissenschaft und
Zivilgesellschaft in einer europäischen
Wasserstoffallianz strategisch wichtige
Projekte über die Ziellinie tragen. 
Außerdem kann eine solche Allianz dort
ansetzen, wo der regulatorische
Flickenteppich heute Investitionen
erschwert: bei der Abstimmung von
Marktregeln, grenzüberschreitender
Planung von Infrastruktur und Wasser-
stoffkorridoren, Nachfragebündelung,
Wissenstransfer und strategischen
Partnerschaften. Ziel muss es sein, einen
handlungsfähigen Rahmen zu bilden, der
Investoren, Projektentwicklern und Industrie
verlässliche Signale sendet. Dabei kann der
Bundesregierung durchaus die von
Frankreich initiierte Nuklearallianz als
Blaupause dienen. 

Regeln für Wasserstoff im Übergang
praxistauglich gestalten. Die durch die EU-
Kommission angekündigte Überarbeitung der
RFNBO-Kriterien ist 
ein wichtiger Schritt; dazu gehört auch, 
die Emissionsgrenze für EE-Bidding-Zones
räumlich oder zeitlich zu differenzieren oder
von derzeit 90 % auf 75 oder 80 % 

 abzusenken. Gleichzeitig braucht es für einen
funktionierenden Wasserstoffmarkt eine
europaweit konsistente, international
anschlussfähige Zertifizierung, die Lehren
aus vergangenen Betrugsfällen konsequent
aufgreift. Hierzu muss die Union Database
(UDB) zu einem zentralen, EU-weit
verbindlichen Nachweissystem weiter-
entwickelt werden. Außerdem sollte 
die Bundesregierung die Einbringung 
der im Rahmen der BMWE-geförderten
Normungsroadmap erarbeiteten DIN-
Standards in den internationalen ISO-
Prozess vorantreiben. In diesem
Spannungsverhältnis zwischen
Vereinfachung und Integrität gilt es nationale
Alleingänge zu vermeiden. 
Ein einheitlicher, gut kommunizierbarer 
CO ₂-Footprint-Standard (g CO /₂kWh) als 2 2

Orientierung kann dabei Transparenz
schaffen. 

Wasserstoff global denken und als 
Teil der europäischen Wettbewerbs-,
Resilienz- und Sicherheitspolitik
verankern. Wasserstoffpartnerschaften,
Speicher, Offshore-Infrastruktur und
Importkorridore müssen ausdrücklich 
als Teil der deutschen und europäischen
Resilienzagenda vorangebracht werden.
Die Bundesregierung sollte sich dafür
einsetzen, die EU-Energiesicherheits-
strategie mit dem Wasserstoffhochlauf 
zu verzahnen, um neue Abhängigkeiten 
zu vermeiden und bestehende zu
reduzieren. Wasserstoffpartnerschaften
sollten dabei stärker auf Skalierbarkeit,
langfristige Kostensenkung und 
stabile Handelsbeziehungen ausgerichtet
werden – nicht primär auf kurzfristige
Importvolumina. Viele Partnerländer 
der Entwicklungszusammenarbeit
verfügen über erhebliche Produktions-
potenziale, stehen jedoch vor hohen 
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 Markteintrittshürden. Entscheidend 
ist daher ein besser abgestimmtes
Zusammenspiel von Wasserstoffdiplo-
matie, Entwicklungszusammenarbeit 
und Außenwirtschaftsförderung, um lokale
Wertschöpfung aufzubauen und Risiken
gezielt zu adressieren. Denn gerade der
Erfolg der ersten Wasserstoffpartner-
schaften ist als Schlüssel für das Gelingen
der globalen Energiewende nicht zu
überschätzen. 

2. NACHFRAGE, PRODUKTION 
UND INFRASTRUKTUR INTEGRIERT
UND SYSTEMDIENLICH SKALIEREN  

Entscheidend ist nicht die Addition einzelner
(Förder-)Instrumente – sondern ihr systemi-
sches Zusammenspiel. Nötig ist eine sektoren-
und länderübergreifend integriertere und stär-
ker mit Blick auf Systemkosten und -dienlichkeit
ausgerichtete industriepolitische 
Koordinierung von Nachfrage, Angebot und
Infrastruktur. Nachfragepolitik muss zugleich
Defossilisierung ermöglichen, industrielle
Wertschöpfung sichern und Fehlallokationen
vermeiden. Ein „Union Origin“-Ansatz kann ein
Baustein im Bestreben sein, europäische
Wertschöpfung, Resilienz und technologische
Lernkurven im Binnenmarkt zu stärken und
damit verhindern, dass Europa Nachfrage und
Regulierung schafft, während Skalierung 
und industrielle Wertschöpfung andernorts
stattfinden. 

Prioritäre Maßnahmen 

Nachfrage in Schlüsselanwendungen
verlässlich skalieren. Für CO₂ -arme
Grundstoffe – insbesondere grünen Stahl 

2

– braucht es zügig EU-weit harmonisierte
Produktdefinitionen, Kennzeichnungen und
wirksame Leitmarktinstrumente. Leitmärkte 

sind der zentrale Hebel, um die 
„grüne Prämie“ planbar zu machen,
Absatzperspektiven zu schaffen und
Reinvestitionsentscheidungen in prioritären
Sektoren auszulösen. Dazu sollte sich die
Bundesregierung auf EU-Ebene prioritär 
für die Einführung von Definitionen und
Kennzeichnungen im Rahmen der
Ecodesign-Verordnung für nach- 
haltige Produkte (ESPR) und der
Bauprodukteverordnung (CPR) einsetzen.
Vergleichbare Ansätze sollten schrittweise
auch auf weitere schwer dekarbonisier- 
bare Branchen wie Chemie, Raffinerien 
und Zement/Beton ausgeweitet werden, 
in denen Wasserstoff keine kosteneffi-
zienten Alternativen hat und die 
Klimawirkung hoch ist. Für die 
Transformation der Gasnetze 
und -kraftwerke sind zügig klare
Rahmenbedingungen über das Jahr 2030
hinaus zu schaffen. Nach dem Beschluss 
des Vergabebeschleunigungsgesetzes 
ist die neue Verordnungsermächtigung 
zur „grünen Beschaffung“ (§ 113 GWB) zügig
zu operationalisieren, um Nachfrage wirksam
zu bündeln und Skalierung zu ermöglichen. 

Infrastruktur systemisch denken: vom
Kostenfaktor zum Marktöffner. Aus
Kosteneffizienz- wie aus Resilienzgründen
muss der Ausbau von Elektrolysekapazitäten,
Netzen, Speichern und Importkorridoren
verbindlicher aufeinander abgestimmt
werden. Neue Produktionsstandorte sollten
frühzeitig an Transport- und Speicher-
infrastruktur angebunden werden.
Flexibilitätspotenziale der Elektrolyse sind
konsequent zu heben – etwa durch die
Umsetzung und Weiterentwicklung von 
§ 13k EnWG („Nutzen statt Abregeln 2.0“) 
und Ausschreibungen für systemdienliche
Elektrolyse (§ 96 Nr. 9 WindSeeG). 
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Infrastrukturplattformen oder cluster-
basierte Match-Making-Ansätze können
helfen, das Henne-Ei-Problem praktisch
aufzulösen. Wasserstoffspeicher sind
bislang konzeptionell unterentwickelt, 
obwohl sie eine Schlüsselrolle für das
Gesamtsystem spielen. Ohne ausreichende
Speicher wird weder eine sichere 
industrielle Versorgung noch eine system-
dienliche Integration volatiler erneuerbarer
Erzeugung möglich sein. Speicher sind 
damit kein nachgelagerter Baustein, sondern
zentral für Versorgungssicherheit,
Preisstabilität und Systemresilienz. 

stofftransport und -kernnetz müssen eng
miteinander verzahnt werden. Nur so lassen
sich Erzeugung, Transport, Speicher und
industrielle Nachfrage rechtzeitig
zusammenführen sowie strukturelle
Engpässe vermeiden. Formate wie die 
North Seas Energy Cooperation (NSEC)
sollten gestärkt werden; grenzüber-
schreitende Projekte und geeignete
Finanzierungsmodelle sind zu priorisieren
(vgl. auch EPICO KlimaInnovation, 2024). 

Eine starke Midstream-Ebene für den
Wasserstoffhochlauf schaffen. 
Ein investierbarer Wasserstoffmarkt 
benötigt mehr als direkte Lieferbeziehungen
zwischen Produzenten und Abnehmern. 
Es braucht spezialisierte Intermediäre, die
Mengen- Preis- und Infrastrukturrisiken
entlang der Wertschöpfungskette bündeln
und Steuern. Dazu zählen Akteure, die 
Liefer- und Abnahmeverträge aggregieren,
Transport- und Speicherinfrastruktur
betreiben oder als Vermittler zwischen
Erzeugern, Importeuren und industriellen
Abnehmern auftreten. Eine gezielte 
Stärkung dieser Marktrolle in der
Hochlaufphase könnte Risiken breiter
verteilen, die Finanzierbarkeit von Projekten
verbessern und damit private Investitionen
mobilisieren. 

Offshore–Wasserstoff vom Piloten zur
Skalierung führen. Nord- und Ostsee bieten
die Möglichkeit, erneuerbare Strom-
erzeugung, Elektrolyse, Transport und
Speicherung in einem integrierten System 
zu verbinden. So kann perspektivisch ein
europäischer Wasserstoffraum mit hoher
Skalierbarkeit und Resilienz entstehen. 
Dafür muss Offshore-Wasserstoff als
strategischer Hochlaufbaustein entwickelt
werden – von einzelnen Demonstratoren hin
zu industriellen Clustern. Bei der
anstehenden Novellierung des Wind-
energie-auf-See Gesetzes (WindSeeG) 
sollte beispielsweise die hybride Anbindung
von Offshore-Windparks ermöglicht werden.
Für Projekte zur Offshore Erzeugung von
Wasserstoff sollte eine passgenaue
Förderung vorgesehen werden, sofern ein
klarer „Net-Benefit“ nachgewiesen werden
kann. In dem Maße, in dem hier positive
Erfahrungen erzielt werden, sollte Offshore-
Wasserstoff auch zunehmend als 
Bestandteil der europäischen Energie- 
planung verstanden werden, um System- 
kosten zu senken und Versorgungssicherheit
zu erhöhen. Voraussetzung dafür ist eine
integrierte Planung: FEP, WindSeeG, SEN-1,
Offshore-Netzanbindung sowie Wasser- 

3. Investitionen absichern, Kostenlücke 
gezielt schließen 

Investitionsreife entsteht nicht durch politische
Ambitionen – unabhängig davon, ob sie realis-
tisch oder überhöht sind – sondern durch eine
konsistente Kombination aus verlässlichem 
CO -₂Preis, sinkenden Elektrolysekosten und 2

gezielter industriepolitischer Unterstützung,
einschließlich punktueller OPEX-Förderung. 
Zur Frage, wie die Strom-Systemkosten mög-
lichst geringgehalten werden können, 
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beziehungsweise wie es gelingen kann,
Großhandelspreise zu drücken, haben wir an
anderer Stelle Vorschläge gemacht.  6

Wasserstoff ist in bestimmten Bereichen
unverzichtbar für das Erreichen der Klimaziele.
Gleichwohl bleibt für die meisten
Anwendungen eine Kostenlücke bestehen. Das
unterscheidet den Wasserstoffeinsatz bei-
spielsweise von der direkten Elektrifizierung,
die häufig früher wirtschaftlich wird.
Verbleibende Preis-, Mengen- und 
Marktrisiken blockieren daher in der
Hochlaufphase systematisch private
Investitionen und müssen gezielt durch öffent-
liche Mittel aus dem Haushalt und/oder dem
Klima- und Transformationsfonds adressiert
werden. 

Damit einher geht jedoch eine klare
Priorisierungsanforderung: Wenn erhebliche
Mittel in den Wasserstoffhochlauf fließt, muss
sichergestellt werden, dass staatliche
Förderung konsequent auf jene Anwendungen
konzentriert wird, in denen Wasserstoff den
größten klima- und industriepolitischen
Mehrwert entfaltet.

Prioritäre Maßnahmen: 

CO -₂Preis als Anker stärken: ETS als 2

Commitment, CBAM als Prämisse. 
Das EU-Emissionshandelssystem (ETS) hat
über zwei Jahrzehnte hinweg substanzielle
Emissionsminderungen erzielt und glaub-
würdige Preissignale für klimafreundliche
Investitionen gesetzt. Umso wichtiger ist 
es, dass der eingeschlagene ETS-Pfad
glaubwürdig bleibt und mit dem ETS II
konsequent auf weitere Nachfragesektoren
erweitert wird. Es bleibt das zentrale
klimapolitische Leitinstrument der EU, wird 

die Kostenlücke zwischen erneuerbarem
Wasserstoff und fossilen Anwendungen
jedoch nicht vollständig schließen – und 
löst alleine auch noch nicht die notwendigen
Investitionen aus. Kurzfristige Flexibilitäten 
im ETS können in der Übergangsphase
sinnvoll sein (vgl. auch Edenhofer et al., 2026;
EPICO KlimaInnovation and Frontier
Economics, 2026), dürfen jedoch das Preis-
signal nicht strukturell entwerten – auch, 
weil viele Pionierunternehmen bereits
substanzielle Investitionen in erneuerbaren
Wasserstoff getätigt haben. Zugleich muss der
Carbon Border Adjustment Mechanism
(CBAM) als Voraussetzung für ein Level
Playing Field konsequent gegen aktuelle
Aufweichungs– oder Abschaffungsversuche
verteidigt werden. Für die wasserstoff-
relevanten Grundstoffindustrien ist CBAM 
die Prämisse für Wettbewerbsfähigkeit, 
er schützt vor Carbon Leakage und verhindert
Wettbewerbsverzerrungen zwischen EU- und
Nicht-EU-Produzenten. Eine Abschwächung
würde First Mover gegenüber
emissionsintensiven Importen benachteiligen
und das Investitionssignal 
für klimafreundliche Produktionsprozesse
unmittelbar untergraben. 
Investitionen durch ein hochlauftaug- 
liches kombiniertes De-Risking-Regime
absichern. Um Investitionsentscheidungen
trotz hoher Kosten- und Marktrisiken zu
ermöglichen, braucht es eine Kombination aus
Differenzverträgen (CfDs) und 
effizienten Garantieinstrumenten. Die
Bundesregierung muss die bestehenden CfD-
Modelle konsequenter auf die Anforderungen
des Wasserstoffhochlaufs ausrichten. Um
Über- und Unterförderung 
zu vermeiden, sollten CfDs insbesondere auch
für Midstreamer auf Portfolios 
(statt Einzelprojekte) ausgerichtet werden. 

6 Siehe beispielsweise: EPICO & Aurora (2025): Zukunftssichere Maßnahmen für die Energiewende: 5 Leitlinien zum
Energiewendemonitoring sowie EPICO & Guidehouse (2025): Prioritäten für eine Flexibilitätsagenda für das deutsche Stromsystem
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Außerdem müssen sie marktorientierte
Anreizmechanismen enthalten, die Akteure
zur Maximierung der Verkaufserlöse
motivieren (vgl. auch BET, 2025). Ergänzend
staatlich flankierte Hydrogen Purchase
Agreements (HPAs), Bürgschaften und
Versicherungen erforderlich, um Preis-,
Nachfrage-, Transport- und First-Mover-
Risiken abzusichern. Bereits ihre Existenz
kann die Bankfähigkeit von Projekten erhöhen
und Investitionsentscheidungen erleichtern,
ohne dass sie regelmäßig 
in Anspruch genommen werden müssen.
Entscheidend ist das Zusammenspiel 
beider Instrumentenklassen: Während CfDs
die Preis- und Marktlücke adressieren, federn
Garantieinstrumente verbleibende Projekt-
und Systemrisiken ab. So können Erzeugung,
Infrastruktur und Nachfrage parallel
entwickelt und zugleich markt-
wirtschaftliche Anreize erhalten werden.

OPEX-Förderung an Systemkosten 
und klimapolitischer Wirkung ausrichten. 
Mit Blick auf die Vermeidungskosten aus
gesamtwirtschaftlicher Perspektive bleibt
der kosteneffiziente Einsatzbereich von
Wasserstoff enger als ursprünglich erhofft.
Wasserstoff sollte daher dort konzentriert
eingesetzt werden, wo der strategische und
klimapolitische Nutzen am größten ist: Wo
senkt Wasserstoff Emissionen, Netzkosten,
schafft Resilienz und ermöglicht Skalierung?
Eine solche Priorisierung ist kein Ausdruck
geringerer Ambition, sondern 
Voraussetzung für Kosteneffizienz,
Versorgungssicherheit und eine 
realistische Skalierung. Priorität für
industriepolitische Fördermaßnahmen
sollten daher Anwendungen ohne
realistische Elektrifizierungsalternative
haben – insbesondere Stahl, Chemie und
andere Grundstoffindustrien sowie Luft 
und Seeverkehr. 

Priorisiert werden sollten nicht nur
bestimmte Anwendungen, sondern 
auch systemisch wirksame Infrastrukturen 
— insbesondere Offshore-H-₂Anbindungen, 
Speicher und Korridore zu industriellen
Verbrauchszentren. Dazu sollten Förder-,
Abgaben-, und Entgeltregime so
ausgestattet werden, dass flexible, netz–
und systemdienliche Elektrolyse einen
klaren Vorteil erhält. Das senkt Kosten,
reduziert Fehlanreize und verbessert die
Integration des Wasserstoffhochlaufs in ein
kosteneffizientes Stromsystem. 



International Energy Agency. (2024). 
Energy Technology Perspectives 2024.
https://www.iea.org/reports/energy-technolo-
gy-perspectives-2024 

Bundesrechnungshof. (2025). Umsetzung der
Wasserstoffstrategie des Bundes.
Bundesrechnungshof. https://www.bundes-
rechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/
Berichte/2025/wasserstoffstrategie-volltext.
pdf?__blob=publicationFile&v=2 ArcelorMittal Europe. (2025, Juni 19). Arcelor-

Mittal Europe drängt auf schnellere Umsetzung
des Aktionsplans für Stahl und Metalle. https://
germany.arcelormittal.com/icc/arcelor/nav/359/
broker.jsp?uMen=2ee70f5f-705d-5091-40a3-
d6d1ae2bc09d&uCon=37c6419a-1a78-791c-
a42a-e646185468c7&uTem=f6270cf6-9dfe-
6781-f467-79d4d933f076 

Deloitte. (2023). A Security Policy for the Global
Hydrogen Economy (Issue 02/2023). Deloitte.
https://www.deloitte.com/content/dam/as-
sets-zone2/de/de/docs/issues/sustainability-
climate/2024/Global%20Hydrogen%20Eco-
nomy_Deloitte.pdf 

BDEW Bundesverband der Energie- und Was-
serstoffwirtschaft e.V. (2025, November 5).
Kosten von Wasserstoff durch rechtliche und
regulatorische Rahmenbedingungen.
https://www.bdew.de/media/documents/Fak-
ten_und_Argumente.pdf 

Edenhofer, O., Kolev, S., Löschel, A., & Weber, B.
(2026). Gemeinsames Statement: Investitionen
statt Symbolpolitik: Die ETS-Reform als wirt-
schaftspolitische Richtungsentscheidung [Ge-
meinsames Statement von Edenhofer, Löschel,
Kolev und Weber]. https://epico.org/de/investi-
tionen-statt-symbolpolitik-die-ets-reform-als-
wirtschaftspolitische-richtungsentscheidung
 
EPICO KlimaInnovation. (2024, Oktober). Con-
necting Borders Through Offshore Hydrogen:
Infrastructure and Financing in the North Sea. 
 
EPICO - Energy and Climate Policy and Innova-
tion Council. https://epico.org/de/connecting-
borders-through-offshore-hydrogen-infras-
tructure-and-financing-in-the-north-sea

BET. (2025). Impulspapier Midstreamer als
Enabler des Wasserstoff hochlaufs: Herausfor-
derungen, Möglichkeiten und Instrumente im
Auftrag von SEFE Securing Energy for Europe
GmbH (SEFE). https://www.sefe.eu/en/media/
files/company/regulation/bet_impulspapier_
h2midstream.pdf 

Bundesrat. (2026, März 27). 1063. Sitzung des
Bundesrates am 27.03.26—Empfehlungen der
Ausschüsse—Drucksache 0128-1-26.
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/druck-
sachen/2026/0101-0200/128-1-26.pdf?__
blob=publicationFile&v=1 

EPICO KlimaInnovation. (2026). Offshore-Wind-
Agenda 2026. https://epico.org/de/offshore-
wind-agenda-2026

Quellenverzeichnis 28

QUEL L ENVERZE I CHN I S



EPICO KlimaInnovation and Frontier Economics. EWI & BET. (2025). Energiewende. Effizient. 
(2026). The EU ETS at a Turning Point: Balan-
cing Competitiveness and Decarbonisation.
https://www.frontier-economics.com/media/
o2jbgb5a/rpt-frontier_epico-eu-ets-turning-
point-final-stc.pdf 

Machen. - Monitoringbericht zum Start der 21.
Legislaturperiode, im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie.
https://www.ewi.uni-koeln.de/de/aktuelles/mo-
nitoringbericht-energiewende-effizient-ma-
chen/ 

EPICO KlimaInnovation und Aurora Energy
Research. (2025). Zukunftssichere Maßnahmen
für die Energiewende: 5 Thesen zum 

frontier economics. (2025). Effiziente
Integration von Offshore-Windenergie durch 

Energiewendemonitoring. https://epico.org/de/Offshore-Wasserstoffproduktion. https://
veroeffentlichungen/zukunftssichere-massna-
hmen-fuer-die-energiewende-5-leitlinien-zu
m-energiewendemonitoring 

aquaventus.org/downloads/studien/frontier-
economics-2025-de.pdf 

Harlan, C. (2026, Mai 6). The Global Oil Crisis
Seems to Be Helping One Industry: Renewa-
ble Energy. The New York Times. https://www.
nytimes.com/2026/05/06/climate/irena-rene-

EPICO KlimaInnovation und FfE. (2026).
Paving The Way for Climate Neutrality 2050: 
An Analysis of the Marginal CO ₂Abatement 
Cost Curve at EU-Level. (noch unveröffentlicht). wables-energy-cost.html 

EPICO KlimaInnovation und frontier
economics. (2026, Mai). Realitäts-Check zu
Grüngasquote und Biotreppe [Präsenta-
tion]. https://view.officeapps.live.com/op/view.
aspx?src=https%3A%2F%2Fepico.org%2Fu-
ploads%2Ffiles%2Fppt-EPICO_Realita-
ets-Check-Gruengasquote-und-Biotreppe.
pptx&wdOrigin=BROWSELINK 

Heuser, P. (2026, Juni 16). Grüner Wasserstoff,
aber zu welchem Preis? Der Hydex als
Kompass für Wettbewerbsfähigkeit in der
Transformation, Präsentation bei energate
deep dive. In Grüner Wasserstoff, aber zu
welchem Preis? Der Hydex als Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit in der Trans-
formation [Präsentation]. Energate deep 
dive, Bonn. https://wolke.energate.net/s/
rMXW5j3TjicTNCq European Commission (Hrsg.). (2025). 

The future of European competitiveness: Part A:
A competitiveness strategy for Europe. Publi-
cations Office. https://doi.org/10.2872/1823372 

International Energy Agency. (2025). Global
Hydrogen Review 2025. https://www.iea.org/
reports/global-hydrogen-review-2025 

European Resilience Alliance. (2026).
https://www.eu-resilience-alliance.com/ Löschel, D. A., Grimm, D. V., Matthes, D. F., &

Weidlich, D. A. (2025). Monitoringbericht 2025.
https://www.bundesnetzagentur.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/
Unternehmen_Institutionen/MonitoringEner-
giederZukunft/monitoringbericht_2025.pdf?__
blob=publicationFile&v=6 

EWI. (2026, Januar 20). EWI-Analyse: Elektro-
lysehochlauf in Deutschland verläuft stockend.
EWI. https://www.ewi.uni-koeln.de/de/aktu-
elles/ewi-analyse-elektrolysehochlauf-in-
deutschland-verlaeuft-stockend/ 

Quellenverzeichnis 29



Nationaler Wasserstoffrat. (2025). NWR-Stel-
lungnahme „Neue Legislaturperiode: Acht
Thesen für einen neuen Ansatz in der Was-
serstoffpolitik“ [Stellungnahme]. Nationaler
Wasserstoffrat. https://www.wasserstoffrat.de/
fileadmin/wasserstoffrat/media/Dokumen-
te/2025/2025-05-16_NWR-Stellungnahme_
Neue_Legislaturperiode_Acht_Thesen.pdf 

r2b energy consulting. (2026). Meilensteine 
für einen erfolgreichen Wasserstoffhochlauf
bis 2040 unter Einbeziehung konkreter Hand-
lungshindernisse und Umsetzungsperspektive
aus Sicht der Unternehmen. https://www.dihk.
de/de/newsroom/studie-zeigt-handlungsbe-
darf-beim-wasserstoffhochlauf--183560 

Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft,
Arbeit, Energie und Klimaschutz. (2026, Juni
23). Green hydrogen market ramp-up: Softe-
ning of the current RFNBO criteria to unlock
Europe’s green hydrogen potential [Open
Letter]. https://media.licdn.com/dms/do-
cument/media/v2/D4E1FAQEjzefCHsPY-w/
feedshare-document-pdf-analyzed/B4EZ8hT-
BfbJYAY-/0/1782970064071?e=1784764800&
v=beta&t=MThnBqGZJNpxlk8PnilBUXHa3Uit-
9QOIZgEnkgjGTFg 

The State Council The People’s Republic 
of China. (2025). Recommendations of the
Central Committee of the Communist Party of
China for Formulating the 15th Five-Year Plan 
for National Economic and Social Development.
https://english.www.gov.cn/news/202510/28/
content_WS6900adb9c6d00ca5f9a07216.
html 

Trading Economics. (2026, Juni 9). EU Erdgas—
Preis—Grafik—Historische Daten—Nachrichten.
https://de.tradingeconomics.com/commodity/
eu-natural-gas 

Umweltbundesamt. (2025). GreenTech made
in Germany 2025—Umwelttechnik-Atlas für
Deutschland. https://www.umweltbundesamt.
de/publikationen/greentech-made-in-germa-
ny-2025 

UNDP. (2026, März 25). UNDP Opening 
Remarks at the 2026 International Hydrogen
Congress and the „15th Five-Year Plan“
Hydrogen Energy Development Forum. UNDP.
https://www.undp.org/china/speeches/un-
dp-opening-remarks-2026-international-hy-
drogen-congress-and-15th-five-year-plan-hy-
drogen-energy-development-forum 

Velten, E. K., Moisio, M., Duwe, M., Felthöfer, C., &
Wendt, F. (2026). 2026 Flagship Report: State of
EU progress to climate neutrality.
https://www.i4ce.org/en/publication/state-eu-
climate-neutrality-ecno-2026-flagship-report/

Quellenverzeichnis 30



Berlin-Büro

K O N T A K T

ÜBER UNS 

epico.org

@epicothinktank 

EPICO KlimaInnovation 

Agata Gurgenidze 
Director of Communications
agata.gurgenidze@epico.org

Energy and Climate Policy and Innovation Council e.V.
Hausvogteiplatz 12 
10117 Berlin, Germany

Brüssel-Büro

Michela Sandron 
EU Communications Specialist
michela.sandron@epico.org

Energy and Climate Policy and Innovation Council e.V.
Rue du Commerce 72 
1040 Brussels, Belgium 

EPICO ist eine unabhängige Denkfabrik, die mit klaren Konzepten und tragfähigen, ausgewogenen Lösungen eine
konstruktive markt- und innovationsorientierte Klima- und Energiepolitik voranbringt. Wir schaffen ein Netzwerk,
das Schlüsselakteure der Klima- und Energiepolitik zusammenbringt, um eine gesellschaftlich breit verankerte
Agenda aufzustellen und umzusetzen. Wir bieten eine Plattform für Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft
und Gesellschaft, um zielführende Ansätze einzubringen, zu beraten und voranzutreiben.

mailto:michela.sandron%40epico.org?subject=

	Beschleunigung  statt Attentismus  Wasserstoffagendanachjustieren für Resilienz, Wettbewerbsfähigkeit und Kosteneffizienz
	IMPRESSUM
	TITEL Beschleunigung statt Attentismus: Wasserstoffagenda nachjustieren für Resilienz, Wettbewerbsfähigkeit und Kosteneffizienz
	HERAUSGEBER  EPICO (Energy and Climate Policy and Innovation Council e. V.) Hausvogteiplatz 12 — 10117 Berlin, Germany  Rue du Commerce 72 — 1040 Brussels, Belgium
	AUTOR  Christian Deutschmeyer, EPICO
	ZIT A T A N G A B E  EPICO (2026). Beschleunigung statt Attentismus: Wasserstoffagenda nachjustieren für Resilienz, Wettbewerbsfähigkeit und Kosteneffizienz
	GESTALTUNG UND UMSETZUNG Nicolas Höfer

	ANMERKUNG
	Der Policy Brief baut auf den Ergebnissen eines EPICO Policy Accelerators Anfang 2026 in Berlin auf. Dieser Workshop brachte Expertinnen und Experten sowie Entscheiderinnen und Entscheider aus Politik, Industrie und Wissenschaft zusammen, um auf Grundlage des Energiewende-Monitorings Handlungsempfehlungen für einen beschleunigten Wasserstoffhochlauf zu entwickeln.
	Im Mittelpunkt standen die Rolle von Wasserstoff für ein zukunftsfestes Energiesystem, die Bedeutung von Offshore-Netzen und Importkorridoren in Nord- und Ostsee sowie die Beschleunigung und bessere Koordination der Offshore-Elektrolyse mit dem allgemeinen Offshore-Ausbau. Zudem wurden zentrale politische Instrumente wie CfDs, grüne Leitmärkte, Grüngasquoten und De Risking-Mechanismen diskutiert und die Frage, welche politischen Prioritäten jetzt gesetzt werden müssen, damit Wasserstoff dort skaliert und Wirkung entfaltet, wo er einen echten Mehrwert für die Energiewende bietet.
	Unter Einbezug von Kerstin Andreae (Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung BDEW) und Andreas Jung (Vorsitzender Bundesfachausschuss Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Biodiversität  der CDU) als externen “Challengern” entstand die Grundlage dieser Wasserstoff-Agenda, die Systemeffizienz, Versorgungssicherheit und industrielle Wettbewerbsfähigkeit miteinander verbindet. EPICO dankt allen Teilnehmenden des Policy Accelerators für deren engagierte, konstruktive und innovative Beiträge.

	EXECUTIVE SUMMARY
	Europa hat sich früh das Ziel gesetzt, beim Wasserstoff weltweit eine Führungsrolle einzunehmen. Doch während ambitionierte Strategien und regulatorische Vorgaben entstanden sind, bleibt der Aufbau  eines funktionierenden Marktes deutlich hinter den Erwartungen zurück: zentrale Investitionsentscheidungen bleiben aus, Ziele werden unrealistisch, die Unsicherheit ist groß.
	Auch wenn die strategische Vorleistung der letzten Jahre nicht unterschätzt werden darf, ist die Lücke zwischen Ambitionen und Umsetzungsrealität mehr als ein vorübergehendes Anlaufproblem: Bleiben Investitionen weiter aus, droht aus dem regulatorischen Vorsprung ein industriepolitischer Nachteil zu werden – und ein Risiko für die Wettbewerbsfähigkeit, Resilienz und strategische Souveränität Europas.
	Während Europa noch um wirksame Hochlaufinstrumente und praktikable Regeln ringt, treiben andere Regionen – allen voran China  – den Wasserstoffhochlauf als strategisches Industrieprojekt mit hoher
	Geschwindigkeit voran. Gelingt es nicht, den Hochlauf auch bei uns rechtzeitig zu beschleunigen, droht die Wiederholung eines bekannten Musters: Europa schafft regulatorisch Nachfrage, die industrielle Wertschöpfung entsteht jedoch anderswo.
	Dieser Policy Brief analysiert den stockenden Wasserstoffhochlauf in Deutschland und Europa und führt die Ursachen auf drei strukturelle Engpässe zurück: ein Regulierungsrahmen, der Investitionen unnötig erschwert, das unzureichend aufgelöste Koordinationsversagen zwischen Angebot, Nachfrage und Infrastruktur sowie die zu große Kostenlücke gegenüber fossilen Alternativen. Solange diese Engpässe nicht gezielt adressiert werden, bleiben selbst politisch priorisierte Projekte in der Warteschleife.
	Gleichzeitig verengt sich das Zeitfenster für wirksames politisches Handeln. Denn in zentralen Industrien wie Stahl und Chemie  stehen Investitionsentscheidungen an, die Kostenstrukturen  und Emissionspfade für Jahrzehnte festlegen. Ohne tragfähige
	Geschäftsmodelle drohen fossile Lock-ins, steigende Transfor- mationskosten und neue energiepolitische Abhängigkeiten. Soll erneuerbarer Wasserstoff in den 2030er Jahren in ausreichender Menge skalieren, müssen diese Engpässe zeitnah aufgelöst werden.
	Eine echte Alternative zum Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft hat Deutschland nicht. In zentralen Anwendungsfeldern bleibt Wasserstoff nach heutigem Kenntnisstand unverzichtbar – für das Erreichen  der Klimaziele ebenso wie aus Resilienz- und Wettbewerbsgründen. Gleichzeitig wird erneuerbarer Wasserstoff teurer, knapper und  später verfügbar sein als ursprünglich erhofft. Diese doppelte Realität erfordert klare Prioritäten und eine gezielte Fokussierung öffentlicher Mittel auf Anwendungen mit dem größten strategischen Mehrwert.
	Eine enge europäische Koordination sowie die Kombination von heimischer Produktion, europäischer Vernetzung und strategisch diversifizierter internationalen Partnerschaften sind Voraussetzung für einen erfolgreichen Hochlauf. Bei alledem kommt Deutschland eine Schlüsselrolle zu: Mit der größten Nachfrage, der zentralen Lage, dem Wasserstoffkernnetz sowie Nord- und Ostsee als euro- päische Energie- und Molekülräume ist Deutschland der natürliche Anker eines europäischen Wasserstoffmarktes. Dennoch nimmt  die Bundesregierung in ihrem bisherigen Handeln diese Rolle nicht ausreichend wahr.

	EPICO empfiehlt daher ein gezieltes Nachjustieren der Wasserstoffagenda entlang von drei Leitlinien:
	(1) Europäische Führungsrolle stärken und Regulierung praxistauglich machen. Deutschland muss als Taktgeber in einer europäischen Wasserstoffallianz vorangehen, Wasserstoff als industrie und sicherheitspolitische Schlüsseltechnologie einordnen und den regulatorischen Rahmen investitionsfreundlich ausgestalten.
	(2) Nachfrage, Infrastruktur und Produktion systemdienlich und europäisch verzahnen. Neben gezielten Nachfrageimpulsen in den für Wasserstoff relevantesten Sektoren sollte die Bundesregierung einen stärkeren Fokus auf die Systemdienlichkeit und Integration von Wasserstoff in das europäische Energiesystem legen.

	(3) Investitionen absichern und die Kostenlücke gezielt schließen. Entscheidend sind mehr regulatorische Verlässlichkeit durch einen  verbindlichen CO2 ₂Preisrahmen, gezieltes De Risking von Investitionen  und eine konsequente Fokussierung der OPEX-Förderung auf Anwendungen mit dem größten klima- und industriepolitischen Hebel.
	Diese Empfehlungen sollten zeitnah im neu konstituierten Nationalen Wasserstoffrat (NWR) diskutiert werden.
	Ein realistischer Blick auf den bisherigen Hochlauf darf weder  zu politischer Lähmung noch zu hoffnungsvollem Abwarten führen, sondern muss Ausgangspunkt für ein pragmatisches, aber entschlossenes Nachjustieren der Wasserstoffpolitik in der verbleibenden Legislaturperiode sein.
	INHALTSVERZEICHNIS
	ANMERKUNG
	EXECUTIVE SUMMARY
	1.WASSERSTOFF ALS STRATEGISCHE STANDORTFRAGE
	Souveränität und Resilienz
	Wettbewerbsfähigkeit und industrielle Wertschöpfung
	Kosteneffizienz der Energiewende

	2.REALITYCHECK: WO UND WARUM DER HOCHLAUF STOCKT
	Strategischer Rahmen: Nationale Wasserstoffstrategie, Importstrategie und REPowerEU
	1.
	Kostenlücke: Wasserstoff bleibt teuer
	2. Koordinationsversagen: Angebot, Nachfrage und Infrastruktur
	wachsen noch nicht zusammen
	3. Führungsvakuum und überbordende Komplexität:
	Regulierung bremst, statt zu beschleunigen

	3. HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN FÜR EINE BESCHLEUNIGTE
	WASSERSTOFFAGENDA
	1. Führung übernehmen, Regulierung praxistauglich machen
	2. Nachfrage, Produktion und Infrastruktur systemdienlich
	und integriert skalieren
	3.
	Investitionen absichern, Kostenlücke gezielt schließen

	QUELLENVERZEICHNIS
	1.

	WASSERSTOFF ALS STRATEGISCHE  STANDORTFRAGE
	Die Eskalationen im Nahen Osten und  ihre Auswirkungen auf die internationalen Energiemärkte haben uns einmal mehr vor Augen geführt, dass Deutschland und Europa gegenüber Exporteuren fossiler Energie sowie gegenüber konflikt- und krisenbedingten Preisschocks strategisch verwundbar sind.  Der Umstieg auf erneuerbare Energien ist daher längst kein reines Klimaprojekt mehr.  Er ist zu einer industrie-, sicherheits- und energiepolitischen Standortfrage geworden.
	Das gilt auch und insbesondere für die Wasserstofftechnologie, die dort unver- zichtbar ist, wo es keine realistischen Alternativen zur direkten Elektrifizierung gibt. Die Investitionsstarre zu überwinden und den europäischen Wasserstoffhochlauf, also die Skalierung eines liquiden Marktes inklusive  der heimischen Erzeugung von RFNBO- konformem, erneuerbarem Wasserstoff,1  zu beschleunigen, ist aus mindestens  drei Gründen strategisch notwendig: um Abhängigkeiten in Energieversorgung und Lieferketten zu reduzieren, industrielle Wertschöpfung zu sichern und um den Umbau des Energiesystems möglichst kosteneffizient zu gestalten.
	Die Lücke zwischen Ambition und Realität beim Wasserstoffhochlauf ist mehr als ein Umsetzungsproblem: In den kommenden Jahren fallen zentrale Investitions- entscheidungen, die Emissions– und
	Technologiepfade für Jahrzehnte festlegen. Diese Entscheidungen hängen maßgeblich davon ab, ob Wasserstoff rechtzeitig ver- fügbar sein wird, zu welchem Preis und wie verlässlich die Regulierung ist. Wenn die politischen Rahmenbedingungen erst in  den 2030er Jahren hinreichend klar werden, ist es für viele Investitionsentscheidungen bereits zu spät und es drohen fossile Lock ins, steigende Transformationskosten und neue energiepolitische Abhängigkeiten. Vor allem aber drohen ein Verfehlen der Klimaziele, ein Abwandern industrieller Wertschöpfung und verpasste Resilienzgewinne.
	SOUVERÄNITÄT UND RESILIENZ
	Während Europa bei den eigenen Umsetzungszielen hinterherhinkt, treibt bei- spielsweise China den Wasserstoffhochlauf mit massiven industriepolitischen Subventionen voran. Der aktuelle Fünfjahresplan verankert grünen Wasserstoff als strategischen Baustein chinesischer Industrie- und Energiepolitik  (The State Council The People’s Republic of China, 2025; UNDP, 2026). Wasserstoff wird darin weniger als Klimaschutzinstrument ver- standen, sondern vor allem als geopolitisches Industrieprojekt.
	Als Schlüsselelement der Defossilisierung und als zukünftiges Rückgrat von indust- rieller Produktion und Schwerlasttransport wird die stetige, sichere und bezahlbare
	Langfristiges Zielbild für das Erreichen der Transformations- und Resilienzziele und Fokus dieses Policy Briefs ist der “erneuerbare”, RFNBO-konforme Wasserstoff. RNFBO (Rene-wable Fuels of Non-Biological Origin) bezeichnet erneuerbare Kraftstoffe wie  Wasserstoff sowie wasserstoffbasierte Kraftstoffe wie E-Ammoniak, E-Methanol, E-Kerosin, deren Rahmenbedingungen in  zwei Delegierten Rechtsakten der EU aus dem Februar 2023 festgelegt wurden. Wenn im Folgenden von “erneuerbarem Wasserstoff” die Rede ist, sind Wasserstoff sowie seine Derivate im RFNBO-Sinne gemeint.


	Versorgung mit Wasserstoff existenziell  für den wirtschaftlichen Wohlstand hoch- industrialisierter Regionen. Es ist daher davon auszugehen, dass Wasserstoff mit voranschreitender Defossilisierung der Weltwirtschaft zunehmend zum strategi- schen Gut wird (Deloitte, 2023). Kein Land mit Entwicklungsanspruch wird dann an der Wasserstofftechnologie vorbeikommen.
	Der entscheidende Unterschied zur fossilen Importabhängigkeit liegt jedoch darin, dass Wasserstoff auf Basis erneuerbarer Energien prinzipiell nahezu überall auf der Welt her- gestellt werden kann. Dadurch eröffnen  sich neue Spielräume für sowohl heimische  Produktion wie auch für neue Handels- und  Kooperationspartner. Nicht zuletzt, weil die  Risiken maritimer Energiehandelsrouten im

	WETTBEWERBSFÄHIGKEIT UND INDUSTRIELLE WERTSCHÖPFUNG
	Das deutsche Wachstums- und Exportmodell, das in erheblichem Maße auf günstigen fossi- len Energieimporten beruhte, stößt strukturell an seine Grenzen. Gleichzeitig wachsen klima- und umweltfreundliche Technologien heute schneller als die Industrie insgesamt: Nach Einschätzung der International Energy Agency (IEA) wird sich der globale Markt für Clean-Tech bis 2035 nahezu verdreifachen und mit einem  Volumen von rund zwei Billionen US-Dollar  eine Größenordnung erreichen (Andrean,  2024), die mit industriellen Leitbranchen  wie der Automobil- oder Chemieindustrie  vergleichbar ist. In Deutschland erzielten  saubere Technologien 2023 rund 9 %  der Bruttowertschöpfung und wuchsen
	Nahen Osten auch zu einem energiepolitischen seit 2010 deutlich schneller als andere
	Umdenken in Staaten geführt haben, die von den Folgen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine bisher nicht unmittelbar betroffen waren (Harlan, 2026).
	Ein europäisch integriertes Wasserstoffnetz kann dabei zu einem zentralen Resilienzanker des Energiesystems werden: Als Speicher-  und Transportmedium federt Wasserstoff  Preisschocks und wetter- oder markt- bedingte Schwankungen ab und stärkt die Versorgungssicherheit. Zugleich senkt eine strategische, diversifizierte Kombination aus heimischer Erzeugung, EU-internem Transport und Importen die Abhängigkeit im Vergleich zum heutigen Importmix. Da Deutschland und Europa langfristig Nettoenergieimporteure bleiben und global um künftige Wasser- stofflieferungen konkurrieren, erhält der rechtzeitige Umstieg auf erneuerbaren  Strom und erneuerbare Moleküle eine klare energie- und sicherheitspolitische Dimension.
	Schlüsselindustrien (Umweltbundesamt, 2025).
	Für Deutschland als Standort für Clean-Tech- Innovationen eröffnet der Markthochlauf  für erneuerbaren Wasserstoff erhebliche industrie- und außenwirtschaftliche Potenziale – nicht zuletzt, weil die EU selbst der größte Exportmarkt und Nachfragetreiber  für CO2-₂arme Produkte ist. Noch verfügen  deutsche und europäische Unternehmen in mehreren technologisch anspruchsvollen Teilsegmenten der Wasserstoffwirtschaft  über starke Wettbewerbspositionen – darunter Elektrolyseure, Speicherlösungen und Brennstoffzellentechnik (European Commission, 2025).
	Gleichzeitig holen andere Regionen, allen  voran China (+600% an GreenTech Patenten  seit 2010), bei Geschwindigkeit und Skalierung deutlich auf (Umweltbundesamt, 2025, S. 36). Insbesondere in Technologiebereichen wie der Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, die für
	die Steuerung komplexer Wasserstoffanlagen essenziell ist, hat China Deutschland bereits auf Platz 3 verdrängt (Umweltbundesamt, 2025).
	Der Draghi-Report unterstreicht, dass Europa seine technologische Innovationskraft nur dann in nachhaltigen industriellen Erfolg ummünzen kann, wenn es die Skalierung der Produktion entschlossen vorantreibt und sich wirksam gegen asymmetrische Wettbewerbspolitik  behaupten kann (European Commission,  2025). Gelingt der Wasserstoffhochlauf  nicht rechtzeitig, droht die Verlagerung von  Skalierung und Produktion in andere Regionen  und ein substanzieller Verlust an industrieller  Wertschöpfung und Wettbewerbsfähigkeit für  Deutschland und Europa.

	KOSTENEFFIZIENZ DER ENERGIEWENDE
	Die Zielsetzung, die Energiewende ins- gesamt kostengünstiger auszurichten, ist  richtig. Kosteneffizienz ist dabei nicht nur aus  Unternehmenssicht, sondern auch volkswirt- schaftlich entscheidend für das Gelingen auch des Wasserstoffhochlaufs (s. auch EPICO KlimaInnovation und Aurora Energy Research, 2025). Ein wirtschaftlich tragfähiger Hochlauf minimiert den Förderbedarf und reduziert langfristige Belastungen für Verbraucher und Staat – und erreicht nur so gesellschaftliche Akzeptanz.
	Als flexible Stromabnehmer haben Elektrolyseure das Potenzial, überschüssige erneuerbare Energien zu nutzen, die Netze  zu entlasten und zugleich ihre eigene Wirtschaftlichkeit zu verbessern. Besonders groß sind diese Effekte bei der Kopplung von Offshore-Elektrolyseuren mit Windparks, die die Gesamtkosten des Ausbaus erneuerbarer
	Energien um bis zu 1,7 Milliarden Euro pro Jahr senken kann (EPICO KlimaInnovation, 2026; frontier economics, 2025).
	Wenn Wasserstoff- und Stromnetz – auch  auf europäischer Ebene – integriert geplant  und genutzt werden, lassen sich erhebliche Kosteneffizienzpotenziale erschließen. Wird Wasserstoff dort produziert, wo erneuerbarer Strom besonders kostengünstig verfügbar  ist, und dorthin transportiert, wo industrielle  Wertschöpfung stattfindet, sinken die  Gesamtkosten weiter – auch weil dafür in Teilen  auf vorhandene Gasnetze zurückgegriffen  werden kann. Fungiert Wasserstoff zugleich als  Speicher- und Transportmedium können teure  Stromnetzverstärkungen teilweise vermieden  und die Systemkosten insgesamt gesenkt  werden (EWI & BET, 2025).
	Zugleich wird Wasserstoff auf absehbare Zeit vielfach ein „Zuschussgeschäft“ bleiben, da selbst langfristig erhebliche Kostendifferenzen zu fossilen Alternativen bestehen und  CO2-₂Preise allein diese Lücke nicht schließen  (FfE & EPICO, 2026, noch unveröffentlicht). Gleichwohl ist eine Fokussierung öffentlicher Mittel ebendort ökonomisch gerechtfertigt: Wasserstoff und synthetische Energieträger adressieren gerade schwer zu elektri- fizierende Sektoren und tragen substanziell  zur Emissionsminderung bei, auch wenn sie überproportional hohe Vermeidungskosten verursachen (FfE & EPICO, 2026, noch unveröffentlicht).

	2.  REALITYCHECK: WO UND WARUM
	DER HOCHLAUF STOCKT
	Die beiden jüngsten Monitoringberichte  im Auftrag der Bundesregierung kommen übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass  der Wasserstoffhochlauf in Deutschland  und Europa trotz ambitionierter Ziele bisher deutlich hinter den Erwartungen zurückbleibt
	(EWI & BET, 2025; Löschel et al., 2025). Die unabhängige Expertenkommission zum Monitoring der Energiewende spricht ins- besondere bei der Elektrolyseur-Installation und der Nachfrageentwicklung gar von einem
	„Stagnieren“ (Löschel et al., 2025, S. 262).
	Strategischer Rahmen: Nationale Wasserstoffstrategie, Importstrategie, REPowerEU und Koalitionsvertrag
	Die Nationale Wasserstoffstrategie (NWS), 2020 erstmals beschlossen und  2023 fortgeschrieben, geht für das Jahr 2030 von einem Wasserstoffbedarf  von 95 bis 130 TWh in Deutschland aus – dem höchsten in Europa. Bis 2030 zielt  sie auf eine Elektrolyseleistung von mindestens 10 GW in Deutschland und auf  die Etablierung einer vollständigen Wasserstoff Lieferkette – von Erzeugung  über Infrastruktur bis zu Schlüsselanwendungen in Industrie, Verkehr und in der Wärmeversorgung. Die Strategie formuliert das Ziel, Deutschland zum Leitanbieter  für Wasserstofftechnologien zu machen und betont gleichzeitig, dass Deutschland neben der heimischen Produktion auch auf Wasserstoffimporte setzt - konkretisiert  in der Wasserstoffimportstrategie (2024). Bis 2030 sollen etwa 50–70% des Bedarfs an grünem Wasserstoff über Importe gedeckt werden, wobei sowohl Pipelinetrassen als auch maritime Routen (Schiff, ggf. Ammoniak oder Methanol Ketten) als Optionen vorgesehen sind.
	Auf EU Ebene hat die Kommission 2020 eine Wasserstoffstrategie verabschiedet und 2022 durch den REPowerEU-Plan signifikant erweitert. Sie setzt für das Jahr 2030 das Ziel, insgesamt 20 Millionen Tonnen erneuerbaren Wasserstoff in der EU verfügbar zu machen, davon 10 Millionen Tonnen aus heimischer Produktion sowie auf den Import von weiteren 10 Millionen Tonnen. Die Strategie strebt die Etablierung eines integrier- ten Wasserstoffmarktes an – von der Erzeugung über ein europäisches Pipelinenetz („Hydrogen Backbone“) bis hin zur Anwendung in schwer zu dekarbonisierenden Industriesektoren und im Schwerlastverkehr. Auch sie formuliert das Ziel, die EU zum globalen Technologieführer für saubere Wasserstofftechnologien zu machen. Parallel dazu werden globale Importkorridore und strategische Energiepartnerschaften  (u. a. mit Anrainerstaaten des Mittelmeers und der Nordsee) entwickelt, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten und Nachhaltigkeitsstandards für die  gesamte Lieferkette zu definieren.


	Die aktuelle Bundesregierung betont in ihrem Koalitionsvertrag erneut die Notwendigkeit eines schnellen Markthochlaufs, spricht sich für pragmatischere Regulierung, den Ausbau von Importpartnerschaften sowie eine integrierte Planung von Infrastruktur und Kernnetz aus. Gleichzeitig unterstreicht sie den Anspruch Deutschlands, eine führende Rolle in einer europäischen Wasserstoffinitiative einzunehmen und die europäische Koordination zu stärken. Wie damit umgegangen werden soll, dass angesichts des tatsächlichen Fortschritts von einem Verfehlen aller Mengenziele aus den beiden Strategien ausgegangen werden muss (Berkel, 2026), ist dabei noch unklar.
	Tatsächlich klafft zwischen politischen Ambitionen und realer Umsetzung inzwischen eine erhebliche Lücke. Weltweit wurden  in den vergangenen Jahren mehr als 2300 Wasserstoffprojekte angekündigt, doch seither wurden Projekte im Umfang von rund 11 Mio. Tonnen Wasserstoff pro Jahr wieder abgesagt
	oder verschoben (International Energy Agency, 2025). 2025 lag der Anteil der Projekte mit  Final Investment Decision (FID) im weltweiten Durchschnitt unterhalb 10 % – in Europa bei weniger als 4 %. Über vereinzelte Pilot- oder Förderprojekte hinaus, ist die Industrie weiter- hin zurückhaltend.
	Abbildung 1: Ankündigungen und FIDs für Clean Hydrogen Supply Projects (2021 – 2025).
	Quelle: Deloitte Hydrogen Tracker basierend auf Angaben aus dem International Energy Agency Global Hydrogen Review 2025.
	Auch in Deutschland mehrten sich Projektabsagen, -verschiebungen und erste Insolvenzen. Trotz staatlicher Fördermittel  in Höhe von 1,3 Mrd. Euro setzte beispiels- weise das Stahlunternehmen ArcelorMittal  den geplanten Beginn für die Produktion  von „grünem Stahl“ mit Verweis auf fehlende Rentabilität aus (ArcelorMittal Europe, 2025). Anfang 2026 sind in Deutschland 181 MW Elektrolyseleistung in Betrieb und etwa 1,3 GW im Bau bzw. mit FID – es wurden jedoch Pro- jekte in einer kumulierten Größenordnung  von beinahe 3 GW wieder abgesagt oder sind ohne nennenswerten Fortschritt (EWI, 2026). Das in der Nationalen Wasserstoffstrategie vorgegebene Zielbild von 10 GW heimischer Elektrolyseleistung bis 2030 gilt demnach bereits als unrealistisch.
	In anderen Regionen hingegen wird  deutlich mehr investiert. In den USA wirkte insbesondere der Inflation Reduction  Act als massiver Investitionskatalysator: Großzügige steuerliche Anreize und lang- fristige Förderzusagen beschleunigten  den Übergang von Projektankündigungen  zu realen Investitionen. China wiederum  treibt Wasserstoff als Teil einer langfristigen staatlichen Industrie- und Machtstrategie  im aktuellen 5–Jahresplan voran – mit umfangreichen Subventionen, aggressiver  Kapazitätserweiterung und dem Ziel, nicht  nur Produktionskosten, sondern auch  Standards und Marktbedingungen global  zu prägen. Insgesamt belaufen sich die  kumulierten Investitionen in Elektrolyse- und  Wasserstoffinfrastruktur bis 2030 in China  auf rund 33 Milliarden US-Dollar, in den USA  auf rund 23 Milliarden und in Europa auf 19  Milliarden (International Energy Agency, 2025).
	Im Ergebnis liegen bereits heute 60% der globalen Elektrolysekapazitäten in China (IEA, 2026). Und chinesische sowie zunehmend indische Hersteller bieten Elektrolyseure schon jetzt bis zu 50% günstiger an als europäische Unternehmen (Beckert, 2026) – auch wenn die Beweggründe für günstigere Preise teilweise  in der Verdrängung anderer Wettbewerber liegen dürften und unklar bleibt, ob die Preise die tatsächlichen Kosten reflektieren.
	Warum werden Wasserstoffprojekte in Deutschland und Europa trotz der politi- schen Ambitionen nicht umgesetzt? Welche strukturellen Hindernisse verhindern oder verzögern FIDs? Aufbauend auf den beiden Monitoringberichten und den Diskussionen  im Rahmen des EPICO Policy Accelerators sehen wir die folgenden miteinander ver- knüpften Engpässe als zentrale Probleme für  Investitionsentscheidungen im Kontext des  Wasserstoffhochlaufs an:

	1. KOSTENLÜCKE: WASSERSTOFF
	BLEIBT TEUER
	Erste Hürde und Abbild vieler weiterer Hemmnisse bleibt die bisherige Kosten- entwicklung. Anders als ursprünglich erwartet, wurden die Langfristprognosen  im World Energy Outlook (WEO) der IEA  über die Kostenentwicklung für Elektrolyse  seit 2023 wiederholt nach oben korrigiert  (siehe Abbildung 2). Solange der Markt- hochlauf stockt, bleiben substanzielle  Kostenreduktionen begrenzt. Denn  Skaleneffekte, Lernkurven und günstigere  Finanzierungskosten entstehen erst bei aus- reichend hohen Produktionsvolumina.
	Abbildung 2: Schätzungen der Elektrolysekosten in den World Energy Outlook Reports der International
	Energy Agency (2021 – 2025). Quelle: Deloitte.

	Aktuelle Evidenz veranschaulicht die weiter- hin erhebliche Kostenlücke gegenüber  fossilen Alternativen. Der Monitoringbericht der unabhängigen Expertenkommission  zum Monitoring der Energiewende nennt Gestehungskosten für kontinuierlich verfüg- baren („bandlieferfähigen“) erneuerbaren Wasserstoff im Bereich von etwa 240–350 €/ MWh; für blauen Wasserstoff liegen sie niedri- ger (um 120–150 €/MWh) (Löschel et al., 2025). Dem gegenüber steht ein Großhandelsre- ferenzpreis für Erdgas von rund 48,83 EUR/ MWh (Trading Economics, 2026; Stand 9.  Juni 2026). Selbst unter Berücksichtigung direkter CO2 Kosten auf Basis des EU-ETS- Preises von etwa 15 EUR/MWh2 liegen die Preise für Wasserstoff deutlich oberhalb der Zahlungsbereitschaft der Marktakteure.
	Zentraler Kostenfaktor sind die Strompreise. Stromkosten machen heute bis zu 75 % der Wasserstoffgestehungskosten aus und sind damit der zentrale Hebel für Kostensenkungen. Während aktuelle Strompreise im Bereich
	von 80–100 €/MWh liegen, wären lang- fristig 35–50 €/MWh erforderlich, um Wasserstoff in die Nähe der industriellen Zahlungsbereitschaft zu bringen (EWI &  BET, 2025; Löschel et al., 2025). Dabei liegt  das Strompreisniveau für energieintensive Industrien in der EU deutlich über inter- nationalen Vergleichswerten – etwa doppelt so hoch wie in den USA und rund 50 % höher als  in China (Velten et al., 2026)
	Entscheidender Treiber für die Wettbewerbsfähigkeit von Wasserstoff gegenüber fossilen Alternativen ist dagegen  auch die Entwicklung des CO2-₂Preises im  EU-Emissionshandel (EU-ETS). Mit der fort- schreitenden Verknappung der Emissions- zertifikate steigt der CO2-₂Preis – allerdings  ist die konkrete Preisentwicklung mit erheb- lichen Unsicherheiten behaftet. In einem High-Price-Szenario (s. auch Abb. 3) führt eine ambitionierte und zügige Reduktion  der Emissionsbudgets zu einer raschen Verknappung im EU-ETS und einem raschen
	Berechnung auf Basis eines EU-ETS-Preises von 76,09 EUR/tCO2 ₂und eines direkten Emis-sionsfaktors für Erdgas  von 0,202 tCO2/₂MWh; dies entspricht rund 15,37 EUR/MWh ver-miedener CO2₂-Kosten.

	Ansteigen des CO2-₂Preises auf ein Niveau  von rund 300 €/t in den 2030er Jahren, mit
	Diese Annahmen sind in Abbildung 3 ver- anschaulicht. Zwar wird erwartet, dass die
	weiteren Anstiegen auf bis zu 500 €/t bis Mitte optimierten Vollkosten von Wasserstoff in den
	der 2040er Jahre.
	Eine langsamere Reduktion der Emissions- budgets oder eine schwächere Nachfrage nach Zertifikaten – etwa infolge konjunktureller  Entwicklungen oder technologischer  Alternativen – führen hier zu deutlich geringe- ren CO2-₂Preisen. In diesem Fall könnten Preise  bis 2030 und darüber hinaus bei etwa 100 €/t oder darunter liegen und selbst bis 2045 nur auf rund 300 €/t ansteigen. Zum Vergleich: Gängige Planungsannahmen, etwa im Rahmen  des Ten-Year Network Development Plan  (TYNDP) gehen aktuell für 2045 von deutlich  niedrigeren CO2-₂Preisen um 170 €/t aus.
	kommenden Jahren sinken. Der Abstand zur Zahlungsbereitschaft der Industrie bleibt aber mit etwa 100 bis 120 Euro pro MWh hoch. Diese  Lücke kann auch der CO2-₂Preis nicht schließen. Selbst bei deutlich höheren CO2-₂Kosten von  400 bis 500 Euro je Tonne CO2 ₂(High-Price- Szenario) wird der Break-even von Wasserstoff  gegenüber Erdgas erst für den Zeitraum zwi- schen 2037 und 2045 erwartet (Heuser, 2026)
	– also zu einem Zeitpunkt, an dem es für viele
	Investitionsentscheidungen bereits zu spät ist. Ohne zusätzliche Förderung und verlässliche  CO2-₂Preissignale ist daher kurzfristig kein  belastbarer Business Case für eine signifikante  Marktdurchdringung zu erwarten.
	Abbildung 3: Optimierte Wasserstoff-Vollkosten und Breakeven mit Erdgas. Quelle: Grüner Wasserstoff,
	aber zu welchem Preis? Der Hydex als Kompass für Wettbewerbsfähigkeit in der Transformation, Präsentation bei energate deep dive, 16.6.2026, Philipp Heuser, E-Bridge Consulting GmbH, Bonn.

	Diese grundlegende Einschätzung wird auch von weiteren Analysen bestätigt: Wasserstoff bleibt ein unverzichtbarer Bestandteil des gesamten Dekarbonisierungsportfolios, er ist aber auch sehr kostenintensiv. Unsere sektor- übergreifende MACC3-Analyse von über 120 Klimaschutzmaßnahmen zeigt beispielsweise,
	dass wasserstoffbasierte Lösungen in schwer vermeidbaren Emissionsbereichen sub- stanziell zur Dekarbonisierung beitragen und gleichzeitig einen überproportionalen Anteil an den Zusatzkosten verursachen (FfE & EPICO, 2026, noch unveröffentlicht).4
	Abbildung 4: Marginal Abatement Cost Curve (MACC) für die EU-27 im Jahr 2050 aus zwei komplementären
	Perspektiven, die dieselbe Kurve mit zwei unterschiedlichen Klassifizierungen der Maßnahmen darstellen. a. Maßnahmen im Bereich Wasserstoff und synthetische Kraftstoffe (Synfuels) sind hervorgehoben. b. Kostentreiber zeigen an, ob im Vergleich zur Referenztechnologie für eine Minderungstechnologie zusätzliche CAPEX- (Investitionskosten) oder OPEX-Kosten (Betriebskosten) anfallen. Quelle: FfE.

	Abbildung 4 verdichtet zwei zentrale strukturelle Befunde zum Wasserstoffhoch- lauf: Erstens liegt der Großteil der Wasserstoff- und Synfuel-Anwendungen auf der rechten, kostenpositiven Seite  der Vermeidungskostenkurve. Sie adressieren damit zwar gezielt schwer zu dekarbonisierende Sektoren und stellen rund ein Fünftel des Minderungspotenzials
	dar, verursachen jedoch auch über- proportional hohe Kosten. In der Summe ist der
	Transformationsbeitrag damit unverzichtbar, erfordert aber staatliche Unterstützung.  Die untere Kurve verdeutlicht die Kostentreiber hinter diesem Befund: Insbesondere  hohe operative Kosten, stark getrieben  durch Wasserstoffpreise, dominieren die Wirtschaftlichkeit vieler Anwendungen.
	Eine Marginal Abatement Cost Curve (MACC) ordnet Klimaschutzmaßnahmen nach ihrem Emissionsminderungspotenzial und  den Kosten pro vermiedener Tonne CO2.₂ Sie kann als Entscheidungshilfe zur Identifikation kosteneffizienter Maßnahmen dienen,  vereinfacht komplexe Daten in einer übersichtlichen Darstellung und unterstützt die Priorisierung von Klimapolitik.  So zeigen unsere Berechnungen, dass Wasserstoff- und Synfuel-Maßnahmen rund 19 % zum gesamten CO2-₂Minderungspotenzial  beitragen, aber 53% der positiven kumulierten Vermeidungskosten verursachen. Das heißt: Wasserstoff ist zwar substanziell für die Erreichung der THG-Neutralität, aber im Vergleich zu vielen anderen Maßnahmen überproportional teuer.
	Selbst bei ambitionierten CO₂2-Preisen  werden daher nur wenige Maßnahmen wett- bewerbsfähig, sodass ein Markthochlauf ohne gezielte OPEX-Förderung kaum realistisch  ist. Vor diesem Hintergrund unterstreicht  die Grafik, zweitens, die Notwendigkeit, Förderinstrumente gezielt einzusetzen  und Investitionsentscheidungen eng an anstehende Reinvestitionszyklen – ins- besondere in der Industrie – zu koppeln.
	Entgegen der zwischenzeitlichen Euphorie  wird es wahrscheinlicher, dass nicht „mehr Wasserstoff“, sondern „weniger, gezielter  und teurer abgesicherter Wasserstoff“  die realistischere Übergangslösung sein könnte. Wasserstoff sollte daher nicht als Standardlösung, sondern als spezialisiertes Instrument für Prozesse verstanden werden, in denen andere Dekarbonisierungsalternativen fehlen. Für heutige Investitionsentscheidungen folgt daraus dreierlei: Erstens, ein ver- lässlich ansteigender, hoher CO2 ₂Preis ist  Grundvoraussetzung für die perspektivische Wirtschaftlichkeit von Wasserstoff. Zu den hohen Anfangsinvestitionskosten (CAPEX) kommen anhaltend hohe Betriebskosten (OPEX). Weil der CO2 Preis allein diese Kostenlücke nicht schließen wird, ist neben kurzfristiger Anschubfinanzierung auch  gezielte OPEX Unterstützung notwendig.  Um den Fördermitteleinsatz hierbei möglichst begrenzt zu halten, muss Politik, drittens, Priorisierungsentscheidungen treffen.

	2. KOORDINATIONSVERSAGEN:
	ANGEBOT, NACHFRAGE UND INFRASTRUKTUR WACHSEN NOCH NICHT ZUSAMMEN
	Der Wasserstoffhochlauf ist ein klassisches Koordinationsproblem – und nach wie vor nicht vollständig gelöst. Produktion, Infrastruktur  und Nachfrage müssen parallel wachsen,  sind jedoch jeweils voneinander abhängig („Henne-Ei-Problem“). In einem Umfeld  hoher Investitions- und Betriebskosten sowie anhaltender Unsicherheit ist eine abwartende Haltung für Marktakteure rational. Das Ergebnis ist kollektive Investitionszurückhaltung, der Markt skaliert nicht aus eigener Kraft (Löschel et al., 2025). Hier ist der Staat als Koordinator gefragt.
	Unzureichende und fragmentierte Nachfrageentwicklung
	Die bisherige nationale und europäische  Nachfragepolitik zeigt vor allem, dass Quoten zwar Erwartungen stabilisieren helfen, allein aber noch keinen Markt und auch keine hin- reichende Breitenwirkung schaffen. Mit der THG Quote (und der RFNBO-Unterquote) im Verkehrssektor wurde erstmals ein langfristiger Nachfra-gepfad für erneuerbaren Wasserstoff und seine Derivate definiert, was die Pla- nungssicherheit für potenzielle Anbieter und Investoren erhöht.5 Jedoch adressiert die  THG Quote primär den straßengebundenen Verkehr und entfaltet daher nur begrenzte Wirkung für den Luft- und Schiffsverkehr, in denen eine vollständige Elektrifizierung derzeit keine realistische Option ist und der Bedarf an Wasserstoff entsprechend höher.
	Die Grüngasquote mit Bio-Treppe im Gebäudemodernisierungsgesetz könnte die Nachfrageerwartungen erneut nach oben verschieben, auch wenn eine relevante Wasserstoffnachfrage hier eher unwahrscheinlich bleibt, solange mit Biomethan eine deutlich kostengünstigere Alternative zur Wasserstoffbeimischung existiert (EPICO KlimaInnovation und frontier economics, 2026).


	Für den Luftverkehr definiert wiederum  die EU-Ebene über ReFuelEU Aviation verbindliche Beimischungsquoten von synthetischen Kraftstoffen (eSAF), die per- spektivisch überwiegend auf Wasserstoff basieren. Doch ohne den parallelen Aufbau von Wasserstoffkapazitäten sowie einer belast- baren Betankungsinfrastruktur an Flughäfen  ür Transport, Speicherung und Nutzung  bleibt auch der eSAF-Einsatz begrenzt  (EPICO KlimaInnovation, 2024a).
	Entscheidend ist: Die Nachfrage nach Wasserstoff entwickelt sich bislang weder ausreichend verlässlich noch sektoren- übergreifend kohärent. Außerdem werden zentrale Anwendungsbereiche mit hohem Dekarbonisierungspotenzial weiterhin nur  unzureichend adressiert. Es fehlen belastbare  Nachfrageanker jenseits von Pilotprojekten  sowohl für grünen Stahl als auch für andere  energieintensive Grundstoffe. Hier wurden bis- lang weder funktionierende Leitmärkte noch  Quoten eingeführt. Auch die regulatorischen  Rahmenbedingungen für wasserstofffähige Gaskraftwerke werden von Investoren als  nicht hinreichend verbindlich bewertet (Bundesrechnungshof, 2025).
	Im Ergebnis bleibt Wasserstoff strukturell unternachgefragt und die Unsicherheit über das langfristige Nachfrageprofil hoch (EPICO KlimaInnovation und Aurora Energy Research, 2025). Das verdeutlicht auch die Spannbreite der Prognosen: Für Deutschland reichen sie bis 2045 von rund 150 bis 650 TWh erneuerbaren Wasserstoffs sowie von 100 bis 400 TWh für Wasserstoffderivate wie Ammoniak (EWI &  BET, 2025). Gleichzeitig entsteht ohne klare politische Priorisierung ein Wettbewerb um knappen erneuerbaren Wasserstoff. Dies birgt das Risiko, dass Wasserstoff dorthin fließt, wo
	kurzfristig Zahlungsbereitschaft besteht, nicht jedoch dorthin, wo sein klimapolitischer Nutzen am größten ist.

	Infrastruktur als Engpass und Vorleistungsproblem
	Auf der Infrastrukturseite ist der Aufbau des Wasserstoff-Kernnetzes zentraler Fortschritt und „größter Meilenstein des aktuellen Wasserstoffhochlaufs“ (Löschel et al., 2025,  S. 245). Noch fehlen allerdings belastbare Geschäftsmodelle für den Netzausbau  über das Kernnetz hinaus. Auch hier müssen  Netzbetreiber in der Hochlaufphase erheb- liche Vorlaufinvestitionen tätigen, die sich  aufgrund zunächst geringer Auslastung  kurz- bis mittelfristig nicht kostendeckend  refinanzieren lassen. Der bestehende  Ordnungsrahmen – insbesondere im Bereich  der Netzentgelte – adressiert diese Risiken  bislang nur unzureichend und setzt keine  hinreichenden Anreize zur Vorfinanzierung  und Risikoübernahme in der Hochlaufphase.  In der Folge bleibt der Ausbau regionaler  Wasserstoffnetze hinter dem Bedarf zurück  und verstärkt den Koordinationsstillstand  zwischen Angebot, Nachfrage und Infrastruktur.
	Gleichzeitig bleiben zentrale systemische Potenziale bislang unzureichend er- schlossen. Insbesondere die Nord- und  Ostsee bieten die Möglichkeit, erneuer- bare Erzeugung, Offshore-Elektrolyse, Transportinfrastruktur und Speicher zu integrieren. Derzeit fehlt jedoch eine koordinierte Entwicklung von Offshore- Flächenplanung, Ausschreibungsdesign, Anbindungsinfrastruktur und Wasserstoff- Kernnetz. Diese Fragmentierung verhindert, dass Offshore-Wasserstoff vom Demonstrator in den industriellen Maßstab überführt wird.
	Unzureichende Systemintegration und Fehlanreize im Strommarkt
	Eine gemeinsame europäische Perspektive auf Pipeline- und Offshore-Korridore ist bislang unterentwickelt. Damit bleiben Skaleneffekte, Resilienzgewinne und Kostenvorteile eines europäischen Wasserstoffsystems ungenutzt.
	Auch die Integration von Wasserstoff in  das Stromsystem steckt noch in den Kin- derschuhen. In der aktuellen einheitlichen Gebotszone orientieren sich Investitions-  und Betriebsentscheidungen an einem bundesweiten Strompreis, der regionale Netzengpässe und Erzeugungsschwerpunkte nicht abbildet. Dadurch fehlen sowohl  für Elektrolyseure als auch für potenzielle industrielle Abnehmer klare Signale, sich in systemisch vorteilhaften Regionen – etwa in Stromüberschussgebieten – anzusiedeln oder ihre Last flexibel anzupassen.
	Instrumente wie das Ende 2023 eingeführte „Nutzen statt Abregeln“ (§ 13k EnWG) können
	dieses Koordinationsdefizit bislang nicht wirksam auflösen. Zwar adressieren sie punktuell die Nutzung überschüssiger erneuerbarer Erzeugung, bleiben jedoch hinsichtlich Planbarkeit, Skalierbarkeit  und ökonomischer Attraktivität begrenzt. Insbesondere die fehlende Integration  in den regulären Strommarkt sowie die  schwer prognostizierbare Verfügbarkeit von Abregelungsstrom schränken die Investitions- und Betriebsentscheidungen derzeit erheblich ein. Insgesamt bleibt die Flexibilität von
	Hinzu kommt eine bislang unzureichende systemische Einbindung von Wasser- stoffspeichern. Ohne ausreichende Speicherinfrastruktur lassen sich weder volatile erneuerbare Erzeugung effizient integrieren noch Versorgungssicherheit und Preisstabilität gewährleisten. Speicher sind damit kein nachgelagerter Baustein, sondern eine zentrale Voraussetzung für ein funktions- fähiges Wasserstoffsystem.


	3. FÜHRUNGSVAKUUM UND
	ÜBERBORDENDE KOMPLEXITÄT: REGULIERUNG BREMST, STATT ZU BESCHLEUNIGEN
	Zur Kosten- und Koordinationsproblematik kommt ein dritter Engpass hinzu: ein politisch- regulatorischer Rahmen, der in seiner heutigen Form zu Unsicherheit beiträgt und dadurch Investitionen eher behindert als auslöst.  Anders als beim Koordinationsversagen (einem Marktversagen) wird hier die Ursache direkt  im staatlichen Handeln gesehen. Und während die Kostenlücke zwischen Wasserstoff und fossilen Alternativen ökonomisch begründet ist, wird ihre Persistenz jedoch politisch mitver- ursacht.
	Der aktuelle Instrumentenmix aus EU- und nationalen Vorgaben ist derart komplex, teil- weise widersprüchlich und mit erheblichen Planungs- und Zertifizierungsunsicherheiten verbunden, dass der Gesetzgeber nicht nur administrative Lasten, sondern reale Kosten, Projektrisiken und Finanzierungshürden erhöht. Der Monitoringbericht konstatiert deshalb ein
	Elektrolyseuren damit weitgehend ein reaktives „Regulierungsversagen“ mit hohen und teils
	Element im System, anstatt als koordinierende Schnittstelle zwischen Stromangebot, Netz- infrastruktur und Wasserstoffnachfrage zu wirken.
	systemisch unnötigen Kosten (Löschel et al., 2025).
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	Abbildung 5: Wasserstoff-Instrumentenmix (Beispiele, keine vollständige Auflistung).
	Quelle: Frontier Economics.


	Am häufigsten angeführt werdend diesbezüg- lich die Anforderungen der EU für erneuer- baren Wasserstoff nach den RFNBO–Kriterien (s. auch r2b energy consulting, 2026). Die Anforderungen an Zusätzlichkeit, zeitliche Korrelation und geografische Herkunft des Stroms verfolgen zwar ein klimapolitisch nach- vollziehbares Ziel, wirken in der Hochlaufphase jedoch vielfach investitionshemmend  (BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserstoffwirtschaft e.V., 2025). Sie erhöhen Komplexität und Kosten gerade in einer Phase, in der Projekte noch keine Skalenvorteile
	nutzen können und Investoren auf einfache, verlässliche Regeln angewiesen wären. Unterm Strich entsteht ein Regulierungsregime, das hohe Integritätsansprüche mit begrenzter Praxistauglichkeit verbindet.
	Ein Beispiel: Nach den geltenden RFNBO- Vorgaben gibt es neben dem Nachweis von Zusätzlichkeit und Korrelation auch einen gebotszonenbasierten Erfüllungspfad:  Liegt der Anteil erneuerbarer Energien  in einer Stromgebotszone im Vorjahr bei mindestens 90 %, können Elektrolyseure
	dort unter erleichterten Bedingungen als erneuerbar betrieben werden (EU-Delegated Act 2023/1184). Eine zeitliche oder räumliche Differenzierung dieser Vorgaben oder gar  die generelle Absenkung auf 75 oder 80 % würde mehr Standorte in hoch erneuerbaren Stromsystemen erfassen und damit sofort Investitionen erleichtern, ohne die ökologische Integrität des Systems grundsätzlich in Frage zu stellen. Dass sich alle 16 Bundesländer inzwischen direkt an die EU-Kommission gewandt haben, unterstreicht den wach- senden Handlungsdruck und das zu lange Zögern der Bundesregierung (Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz, 2026).
	Ein zweites Problem ist die Fragmentierung und inkonsistente Umsetzung des Regulierungsrahmens. Trotz Binnenmarktlogik bleibt der europäische Wasserstoffmarkt bislang durch nationale Unterschiede  bei Zuständigkeiten, Zertifizierungs- prozessen, technischen Anforderungen  und Umsetzungsgeschwindigkeiten  geprägt. Vielerorts sind außerdem  zentrale Anschlussfragen noch nicht hin- reichend geklärt – etwa bei Verteilnetzen, Netzanschlüssen, Speicheranbindung oder der praktischen Ausgestaltung von Tank- und Importinfrastruktur. Wo Regelungs- und Zuständigkeitslücken bestehen, steigen die Risiken für Projektentwickler und Kapitalgeber. Gerade für einen grenzüberschreitend gedachten Hochlauf ist das problematisch: Ein Markt, der europäisch funktionieren soll, kann nicht dauerhaft auf national unterschiedlich ausgestalteten Teilregimen beruhen.
	Ein drittes Element des Regulierungs- versagens liegt in der Förder- und Genehmi- gungsarchitektur selbst. Die bestehende
	Förderlandschaft wird von vielen Akteuren  als unübersichtlich, redundant und zu wenig strategisch priorisiert wahrgenommen. Nationale und europäische Instrumente adressieren häufig ähnliche Probleme, ohne hinreichend aufeinander abgestimmt zu  sein; gleichzeitig verursachen komplexe Antrags- und Nachweisverfahren einen  hohen Ressourcenaufwand und verlängern  die Realisierung von Projekten. In der Summe entsteht so ein Regulierungsumfeld, das zwar ambitioniert ist, aber zu langsam, zu komplex und zu inkonsistent, um privates Kapital im nötigen Umfang zu mobilisieren. Was fehlt, ist eine ganzheitliche Betrachtung der nationalen und europäischen Förderlandschaft (Nationaler Wasserstoffrat, 2025, S. 4).
	Hinzu kommt, dass politische Prioritäten und Instrumentendesigns in der Wahrnehmung vieler Unternehmen zu häufig angepasst  oder nur angekündigt, aber nicht hinreichend verlässlich umgesetzt werden. Ob wegen  des innenpolitischen Stillstands zum Ende  der Ampelregierung oder weil die neue Koalition mit konkreten Maßnahmen auf sich warten lässt – all das verstärkt Attentismus: Unternehmen warten ab, weil sie entweder auf klarere Rahmenbedingungen hoffen oder ihre Investitionsentscheidung nicht auf eine als volatil wahrgenommene Förderkulisse stützen wollen.
	Dass die Europäische Kommission im Rahmen von „AccelerateEU“ bereits eine praxistauglichere Überarbeitung der RFNBO-Vorgaben angekündigt hat, ist daher folgerichtig. Auch das 2026 verabschiedete Wasserstoff-Beschleunigungsgesetz  ist vor diesem Hintergrund ein wichtiger Schritt, weil es Genehmigungs- und Planungsverfahren erleichtert und die
	Wasserstoff-Lieferkette als Vorhaben von überragendem öffentlichem Interesse stärkt (Wasserstoffbeschleunigungsgesetz, 2026). Gleichwohl besteht die Notwendigkeit fort, den zugrunde liegenden Regulierungsrahmen insgesamt praxistauglicher, kohärenter und investitionsfreundlicher auszugestalten
	– wie auch die Bundesländer in ihrem
	Entschließungsantrag unterstrichen haben (Bundesrat, 2026). Genau hier liegt die zentrale Aufgabe für den Rest der Legislaturperiode – national wie europäisch.
	Da frühere, teils überambitionierte Zielsetzungen das Vertrauen eher geschwächt als gestärkt haben, ist größere Flexibilität für die kommenden Jahre durchaus angezeigt. Unstrittig bleibt jedoch die strategische Relevanz der Wasserstofftechnologie für Resilienz und Souveränität. Gleichwohl wird diese Dimension politisch bislang zu wenig beleuchtet. Die Gründung der European Resilience Alliance durch europäische Unternehmen ist daher auch als direkte Reaktion auf ein regulatorisches und politisches Führungsvakuum zu verstehen (European Resilience Alliance, 2026).

	3.  HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN FÜR EINE BESCHLEUNIGTE WASSERSTOFFAGENDA
	Damit Wasserstoff in den 2030er Jahren skalieren kann, ist ein gezieltes Nachjustieren entlang weniger, aber entscheidender Handlungsfelder nötig: Erstens müssen Governance aktiver und Regulierung pragmati- scher gestaltet werden, um verlorenes Vertrauen und Planungssicherheit wiederher- zustellen. Zweitens gilt es, Nachfrage, Angebot und Infrastruktur gezielter industriepolitisch zu koordinieren und die Systemintegration von Wasserstoffanwendungen zu verbessern. Drittens muss die zur Investitionsreife verbleibende Kostenlücke so schnell wie möglich geschlossen werden.
	Vorrang sollten dabei jene Maßnahmen erhalten, die kurzfristig umsetzbar sind und Projekten zur Innovationsreife verhelfen, indem sie das Vertrauen in Verbindlichkeit und Planbarkeit des Transformationspfades für erneuerbare Moleküle bekräftigen.
	1. FÜHRUNG ÜBERNEHMEN,
	REGULIERUNG PRAXISTAUGLICH MACHEN
	Mit der europaweit höchsten erwarteten Nachfrage, dem entstehenden, grenzüber- schreitenden Wasserstoff-Kernnetz im Herzen Europas und einer starken Cleantech-Industrie kommt Deutschland eine natürliche Schlüsselrolle als Nachfragetreiber, Infrastrukturhub und Standardsetzer zu. Diese Rolle füllt die Bundesregierung bislang jedoch nur unzureichend aus. Auch wenn – oder gerade weil – viele entscheidende Hebel auf EU-Ebene liegen, muss sich die Bundesregierung ihrer Rolle als Taktgeber des europäischen Wasserstoffhochlaufs bewusst werden.  In dieser Rolle muss sie ein neues realistisches Zielbild von Wasserstoff als industrie- und sicherheitspolitische Schlüsseltechnologie

	vermitteln, nicht nur als Klimaschutzthema. Der Grundsatz für die Hochlaufphase muss dabei lauten: Nicht geringere Ambition, sondern mehr Pragmatismus, mehr Priorisierung und mehr europäische Koordination. Der regulatorische Rahmen muss ökologische Integrität sichern, aber zugleich so ausgestaltet sein, dass er Investitionen ermöglicht, statt sie weiter zu verzögern.

	Prioritäre Maßnahmen
	Eine handlungsfähige europäische Wasserstoffallianz aufbauen. Die Bundesregierung sollte gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten sowie Vertretern aus Industrie, Wissenschaft und Zivilgesellschaft in einer europäischen Wasserstoffallianz strategisch wichtige Projekte über die Ziellinie tragen.  Außerdem kann eine solche Allianz dort ansetzen, wo der regulatorische Flickenteppich heute Investitionen erschwert: bei der Abstimmung von Marktregeln, grenzüberschreitender Planung von Infrastruktur und Wasser- stoffkorridoren, Nachfragebündelung, Wissenstransfer und strategischen Partnerschaften. Ziel muss es sein, einen handlungsfähigen Rahmen zu bilden, der Investoren, Projektentwicklern und Industrie verlässliche Signale sendet. Dabei kann der Bundesregierung durchaus die von Frankreich initiierte Nuklearallianz als Blaupause dienen.
	Regeln für Wasserstoff im Übergang praxistauglich gestalten. Die durch die EU-Kommission angekündigte Überarbeitung der RFNBO-Kriterien ist  ein wichtiger Schritt; dazu gehört auch,  die Emissionsgrenze für EE-Bidding-Zones räumlich oder zeitlich zu differenzieren oder von derzeit 90 % auf 75 oder 80 %
	abzusenken. Gleichzeitig braucht es für einen funktionierenden Wasserstoffmarkt eine europaweit konsistente, international anschlussfähige Zertifizierung, die Lehren aus vergangenen Betrugsfällen konsequent aufgreift. Hierzu muss die Union Database (UDB) zu einem zentralen, EU-weit verbindlichen Nachweissystem weiter- entwickelt werden. Außerdem sollte  die Bundesregierung die Einbringung  der im Rahmen der BMWE-geförderten Normungsroadmap erarbeiteten DIN-Standards in den internationalen ISO-Prozess vorantreiben. In diesem Spannungsverhältnis zwischen Vereinfachung und Integrität gilt es nationale Alleingänge zu vermeiden.  Ein einheitlicher, gut kommunizierbarer  CO2₂-Footprint-Standard (g CO2/₂kWh) als  Orientierung kann dabei Transparenz schaffen.
	Wasserstoff global denken und als  Teil der europäischen Wettbewerbs-, Resilienz- und Sicherheitspolitik verankern. Wasserstoffpartnerschaften, Speicher, Offshore-Infrastruktur und Importkorridore müssen ausdrücklich  als Teil der deutschen und europäischen Resilienzagenda vorangebracht werden. Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, die EU-Energiesicherheits- strategie mit dem Wasserstoffhochlauf  zu verzahnen, um neue Abhängigkeiten  zu vermeiden und bestehende zu reduzieren. Wasserstoffpartnerschaften sollten dabei stärker auf Skalierbarkeit, langfristige Kostensenkung und  stabile Handelsbeziehungen ausgerichtet werden – nicht primär auf kurzfristige Importvolumina. Viele Partnerländer  der Entwicklungszusammenarbeit verfügen über erhebliche Produktions- potenziale, stehen jedoch vor hohen
	Markteintrittshürden. Entscheidend  ist daher ein besser abgestimmtes Zusammenspiel von Wasserstoffdiplo- matie, Entwicklungszusammenarbeit  und Außenwirtschaftsförderung, um lokale Wertschöpfung aufzubauen und Risiken gezielt zu adressieren. Denn gerade der Erfolg der ersten Wasserstoffpartner- schaften ist als Schlüssel für das Gelingen der globalen Energiewende nicht zu überschätzen.


	2. NACHFRAGE, PRODUKTION
	UND INFRASTRUKTUR INTEGRIERT UND SYSTEMDIENLICH SKALIEREN
	Entscheidend ist nicht die Addition einzelner (Förder-)Instrumente – sondern ihr systemi- sches Zusammenspiel. Nötig ist eine sektoren- und länderübergreifend integriertere und stär- ker mit Blick auf Systemkosten und -dienlichkeit ausgerichtete industriepolitische  Koordinierung von Nachfrage, Angebot und Infrastruktur. Nachfragepolitik muss zugleich Defossilisierung ermöglichen, industrielle Wertschöpfung sichern und Fehlallokationen vermeiden. Ein „Union Origin“-Ansatz kann ein Baustein im Bestreben sein, europäische Wertschöpfung, Resilienz und technologische Lernkurven im Binnenmarkt zu stärken und damit verhindern, dass Europa Nachfrage und Regulierung schafft, während Skalierung  und industrielle Wertschöpfung andernorts stattfinden.
	Prioritäre Maßnahmen
	Nachfrage in Schlüsselanwendungen verlässlich skalieren. Für CO₂2-arme Grundstoffe – insbesondere grünen Stahl  – braucht es zügig EU-weit harmonisierte Produktdefinitionen, Kennzeichnungen und wirksame Leitmarktinstrumente. Leitmärkte
	sind der zentrale Hebel, um die  „grüne Prämie“ planbar zu machen, Absatzperspektiven zu schaffen und Reinvestitionsentscheidungen in prioritären Sektoren auszulösen. Dazu sollte sich die Bundesregierung auf EU-Ebene prioritär  für die Einführung von Definitionen und Kennzeichnungen im Rahmen der Ecodesign-Verordnung für nach-  haltige Produkte (ESPR) und der Bauprodukteverordnung (CPR) einsetzen. Vergleichbare Ansätze sollten schrittweise auch auf weitere schwer dekarbonisier-  bare Branchen wie Chemie, Raffinerien  und Zement/Beton ausgeweitet werden,  in denen Wasserstoff keine kosteneffi- zienten Alternativen hat und die  Klimawirkung hoch ist. Für die  Transformation der Gasnetze  und -kraftwerke sind zügig klare Rahmenbedingungen über das Jahr 2030 hinaus zu schaffen. Nach dem Beschluss  des Vergabebeschleunigungsgesetzes  ist die neue Verordnungsermächtigung  zur „grünen Beschaffung“ (§ 113 GWB) zügig zu operationalisieren, um Nachfrage wirksam zu bündeln und Skalierung zu ermöglichen.
	Infrastruktur systemisch denken: vom Kostenfaktor zum Marktöffner. Aus Kosteneffizienz- wie aus Resilienzgründen muss der Ausbau von Elektrolysekapazitäten, Netzen, Speichern und Importkorridoren verbindlicher aufeinander abgestimmt werden. Neue Produktionsstandorte sollten frühzeitig an Transport- und Speicher- infrastruktur angebunden werden. Flexibilitätspotenziale der Elektrolyse sind konsequent zu heben – etwa durch die Umsetzung und Weiterentwicklung von  § 13k EnWG („Nutzen statt Abregeln 2.0“)  und Ausschreibungen für systemdienliche Elektrolyse (§ 96 Nr. 9 WindSeeG).

	Infrastrukturplattformen oder cluster- basierte Match-Making-Ansätze können helfen, das Henne-Ei-Problem praktisch aufzulösen. Wasserstoffspeicher sind bislang konzeptionell unterentwickelt,  obwohl sie eine Schlüsselrolle für das Gesamtsystem spielen. Ohne ausreichende Speicher wird weder eine sichere  industrielle Versorgung noch eine system- dienliche Integration volatiler erneuerbarer Erzeugung möglich sein. Speicher sind  damit kein nachgelagerter Baustein, sondern zentral für Versorgungssicherheit, Preisstabilität und Systemresilienz.
	Offshore–Wasserstoff vom Piloten zur Skalierung führen. Nord- und Ostsee bieten die Möglichkeit, erneuerbare Strom- erzeugung, Elektrolyse, Transport und Speicherung in einem integrierten System  zu verbinden. So kann perspektivisch ein europäischer Wasserstoffraum mit hoher Skalierbarkeit und Resilienz entstehen.  Dafür muss Offshore-Wasserstoff als strategischer Hochlaufbaustein entwickelt werden – von einzelnen Demonstratoren hin zu industriellen Clustern. Bei der anstehenden Novellierung des Wind- energie-auf-See Gesetzes (WindSeeG)  sollte beispielsweise die hybride Anbindung von Offshore-Windparks ermöglicht werden. Für Projekte zur Offshore Erzeugung von Wasserstoff sollte eine passgenaue Förderung vorgesehen werden, sofern ein klarer „Net-Benefit“ nachgewiesen werden kann. In dem Maße, in dem hier positive Erfahrungen erzielt werden, sollte Offshore- Wasserstoff auch zunehmend als  Bestandteil der europäischen Energie-  planung verstanden werden, um System-  kosten zu senken und Versorgungssicherheit zu erhöhen. Voraussetzung dafür ist eine integrierte Planung: FEP, WindSeeG, SEN-1, Offshore-Netzanbindung sowie Wasser-
	stofftransport und -kernnetz müssen eng miteinander verzahnt werden. Nur so lassen sich Erzeugung, Transport, Speicher und industrielle Nachfrage rechtzeitig zusammenführen sowie strukturelle Engpässe vermeiden. Formate wie die  North Seas Energy Cooperation (NSEC) sollten gestärkt werden; grenzüber- schreitende Projekte und geeignete Finanzierungsmodelle sind zu priorisieren (vgl. auch EPICO KlimaInnovation, 2024).
	Eine starke Midstream-Ebene für den Wasserstoffhochlauf schaffen.  Ein investierbarer Wasserstoffmarkt  benötigt mehr als direkte Lieferbeziehungen zwischen Produzenten und Abnehmern.  Es braucht spezialisierte Intermediäre, die Mengen- Preis- und Infrastrukturrisiken entlang der Wertschöpfungskette bündeln und Steuern. Dazu zählen Akteure, die  Liefer- und Abnahmeverträge aggregieren, Transport- und Speicherinfrastruktur betreiben oder als Vermittler zwischen Erzeugern, Importeuren und industriellen Abnehmern auftreten. Eine gezielte  Stärkung dieser Marktrolle in der Hochlaufphase könnte Risiken breiter verteilen, die Finanzierbarkeit von Projekten verbessern und damit private Investitionen mobilisieren.

	3. Investitionen absichern, Kostenlücke
	gezielt schließen
	Investitionsreife entsteht nicht durch politische Ambitionen – unabhängig davon, ob sie realis- tisch oder überhöht sind – sondern durch eine konsistente Kombination aus verlässlichem  CO2-₂Preis, sinkenden Elektrolysekosten und  gezielter industriepolitischer Unterstützung, einschließlich punktueller OPEX-Förderung.  Zur Frage, wie die Strom-Systemkosten mög- lichst geringgehalten werden können,
	beziehungsweise wie es gelingen kann, Großhandelspreise zu drücken, haben wir an anderer Stelle Vorschläge gemacht.6
	Wasserstoff ist in bestimmten Bereichen unverzichtbar für das Erreichen der Klimaziele. Gleichwohl bleibt für die meisten Anwendungen eine Kostenlücke bestehen. Das unterscheidet den Wasserstoffeinsatz bei- spielsweise von der direkten Elektrifizierung, die häufig früher wirtschaftlich wird. Verbleibende Preis-, Mengen- und  Marktrisiken blockieren daher in der Hochlaufphase systematisch private Investitionen und müssen gezielt durch öffent- liche Mittel aus dem Haushalt und/oder dem Klima- und Transformationsfonds adressiert werden.
	Damit einher geht jedoch eine klare Priorisierungsanforderung: Wenn erhebliche Mittel in den Wasserstoffhochlauf fließt, muss sichergestellt werden, dass staatliche Förderung konsequent auf jene Anwendungen konzentriert wird, in denen Wasserstoff den größten klima- und industriepolitischen Mehrwert entfaltet.

	Prioritäre Maßnahmen:
	CO2-₂Preis als Anker stärken: ETS als  Commitment, CBAM als Prämisse.  Das EU-Emissionshandelssystem (ETS) hat über zwei Jahrzehnte hinweg substanzielle Emissionsminderungen erzielt und glaub- würdige Preissignale für klimafreundliche Investitionen gesetzt. Umso wichtiger ist  es, dass der eingeschlagene ETS-Pfad glaubwürdig bleibt und mit dem ETS II konsequent auf weitere Nachfragesektoren erweitert wird. Es bleibt das zentrale klimapolitische Leitinstrument der EU, wird
	die Kostenlücke zwischen erneuerbarem Wasserstoff und fossilen Anwendungen jedoch nicht vollständig schließen – und  löst alleine auch noch nicht die notwendigen Investitionen aus. Kurzfristige Flexibilitäten  im ETS können in der Übergangsphase sinnvoll sein (vgl. auch Edenhofer et al., 2026; EPICO KlimaInnovation and Frontier Economics, 2026), dürfen jedoch das Preis- signal nicht strukturell entwerten – auch,  weil viele Pionierunternehmen bereits substanzielle Investitionen in erneuerbaren Wasserstoff getätigt haben. Zugleich muss der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) als Voraussetzung für ein Level Playing Field konsequent gegen aktuelle Aufweichungs– oder Abschaffungsversuche verteidigt werden. Für die wasserstoff- relevanten Grundstoffindustrien ist CBAM  die Prämisse für Wettbewerbsfähigkeit,  er schützt vor Carbon Leakage und verhindert Wettbewerbsverzerrungen zwischen EU- und Nicht-EU-Produzenten. Eine Abschwächung würde First Mover gegenüber emissionsintensiven Importen benachteiligen und das Investitionssignal  für klimafreundliche Produktionsprozesse unmittelbar untergraben.  Investitionen durch ein hochlauftaug-  liches kombiniertes De-Risking-Regime absichern. Um Investitionsentscheidungen trotz hoher Kosten- und Marktrisiken zu ermöglichen, braucht es eine Kombination aus Differenzverträgen (CfDs) und  effizienten Garantieinstrumenten. Die Bundesregierung muss die bestehenden CfD-Modelle konsequenter auf die Anforderungen des Wasserstoffhochlaufs ausrichten. Um Über- und Unterförderung  zu vermeiden, sollten CfDs insbesondere auch für Midstreamer auf Portfolios  (statt Einzelprojekte) ausgerichtet werden.
	Siehe beispielsweise: EPICO & Aurora (2025): Zukunftssichere Maßnahmen für die Energiewende: 5 Leitlinien zum Energiewendemonitoring sowie EPICO & Guidehouse (2025): Prioritäten für eine Flexibilitätsagenda für das deutsche Stromsystem
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